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In der am Mittwoch vormittag abgehaltenen erſten neuen
Vollſitzung waren außer der ruſſiſchen Delegation unter der
Führung Trotzkis auch die ukrainiſchen Vertreter anweſend.

Herr v. Kühlmann führte den Vorſitz und ſtellte zu
nächſt feſt, daß die Verhandlungen um Weihnachten ſich nach
zwei Richtungen bewegt hätten: einmal auf die Möglichkeit
eines allgemeinen Friedens, und dann auf Verhandlung
derjenigen Punkte, die zwiſchen dem Vierbund und
Rußland unter allen Umſtänden geregelt werden müſſen.
Da die Friſt für die Entente in der Nacht zum 5. Januar abge
laufen iſt, ohne daß eine Antwort erfolgte, ſo ſind dann die
weſentlichen Vorbedingungen für einen allgemeinen Frieden
hinfällig geworden.

Auch das Dokument, das zwiſchen den Friedensdelega-
tionen vereinbart wurde, iſt null und nichtig geworden. Der
VPierbund ſteht ſomit vor der Aufgabe, einen

Sonderfrieden mit Rußland

uſtande zu bringen. An General Hoffmann iſt nun das
annte Telegramm des Herrn Joffe eingetroffen, der die

Verlegungder Verhandlungen nach Stockholm
in Vorſchlag bringt. Der Vierbund hat darauf zu erklären,
daß eine ſolche Verlegung unmöglich iſt. Dieſer Be-
ſchluß muß als unabänderlich bezeichnet werden. Höchſtens
darüber könne ſeinerzeit verhandelt werden, ob vielleicht aus
Gründen der Courtoiſie die formale Schlußverhandlung und
die Unter zeichnung an einem andern Orte vor

jerbund müſſeaß ſeine Bereitſchaft zu äinem ſol h
nurſehrvbedingt ſein könnte, da ſich ihm neuerdings

Zweifel an der Aufrichtigkeit des Friedenswillens Rußlands
aufgedrängt hätten.

Von Petersburg ſei du die halbamtliche Petersburger
TelegraphenAgentur ein Bericht verbreitet wörden, dem
zufolge die ruſſiſche Friedensdelegation am 28. Dezember an
dieſer Stelle eine Erklärung verleſen habe, die an der
Krng der Vierbund Delegierten eine beleidigende

ritik geübt habe. Dieſer Bericht widerſpricht, wie die
Einſichtnahme in die Akten ergibt, den Tatſachen. Trotzdem
wollen die Vierbundmächte die Hoffnung auf das erſprießliche
Ende der Friedensverhandlungen nicht aufgeben, weil ſie
wiſſen, daß es der Wunſch des ruſſiſchen Volkes iſt, daß der
Frieden zuſtande komme.

Darauf ſchloſſen ſich Graf Czernin ſowie die bul-
und türkiſchen Delegierten dieſen Er

ärungen an.
Alsdann nahm General Hoffmann das Wort: Die

ruſſiſche Regierung läßt Aufrufe unter unſern
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n Broſt-Litowſk wird weiter verhandelt

Truppen verbreiten, welche herabſetzende Aeußerungen
über unſre Heereseinrichtungen und Beſchimpfungen unſrer
Heerführer enthalten; ſie betreibt eine aufreizendePro-
paganda, um
unſere Truppen zu revolutionären Bewegungen aufzureizen.

Wir müſſen dagegen proteſtieren, denn dieſes Ver
n ſteht im Widerſpruch zu den Waffenſtillſtandsverhand
ungen.

Auf eine Anfrage des Vorſitzenden erklärte Trotzki:
„Wir wollen die Verhandlungen, um Zeit zu Beſprechungen zu
gewinnen, unterbrechen.

Die Sitzung wurde darauf abgebrochen. Sie ſollte dann
nachmittags um 4 Uhr wieder aufgenommen werden, doch er
baten die Ruſſen eine neue Verſchiebung.

Zu dieſem Bericht bemerkt Wolffs Bureau noch er
gänzend:

Jrn der Mittwoch vormittag abgehaltenen Sitzung erklärte
ſich die ruſſiſche Delegationbereit, die Frie-
densver handlungen in Breſt-Litowſk fort
zuſetzen.

Ferner ſtellte ſie feſt, daß die von W. T. B. veröffentlichte
Darſtellung über den Verlauf der Sitzung vom 28. Dezember
dem tatſächlichen Hergangentſpricht; die von der
ruſſiſchen Telegraphen-Agentur verbreiteteNachri über den Verlauf dieſer Sitzung wurde
ruſſiſcherſeitsals unrichtig bezeichnet.

Trotzki gegen die Quertreibereien
der Entente.

Baſel, 10. Januar. Wie Reuter aus Petersburg
unter dem 6. Januar berichtet, hat Trotzki die ſofortige
Schließung des Jnformationsbureaus ange-
ordnet, das der franzöſiſchen Militärkommiſ-
ſi on angeſchloſſen war. Das Bureau ſoll falſche Be
richte verbreitet haben, die geeignet ſind, die Oeffentlichkeit
in verhängnisvoller Weiſe aufzuregen. Ein junger Offizier,
der eine un richtige Meldungder deutſchen Frie-
dens bedingungen gegeben haben ſoll, erhielt die
Aufforderung, Rußland ſofort zu verlaſſen. Der
drahtloſe Aufnahme- Apparat wird alsbald aus dem Quartier
der franzöſiſchen Miſſion entfernt. Die Offiziere werden aus
den Gebieten, wo Kriegszuſtand herrſcht, ſofort nach Peters-
burg zurückberufen.

Kundgebung des elſaßlothringiſchen Bezirkstages.
Der Bezirkstag für Unterelſaß iſt Dienstag zu einer

kurzen Sitzung zuſammengetreten, um die laufenden Kriegs
aufgaben zu erledigen. Vor Eintritt in die Sitzung begrüßte
der Alterspräſident North ein Altelſäſſer, die aus allge
meiner und geheimer Wahl hervorgegangenen Abgeordneten
und feierte die langſam ſich entwickelnde Parlamentariſierung
im Reiche und die Friedensreſolution des Reichstages, die na
mentlich in ElſaßLothringen richtig gewürdigt werde.

Der Präſident des Bezirkstages, der ſeinerzeit anläßlich
der Zabernaffäre mit dem Geſamtminiſterium Zora und
BulachMandelPetry entlaſſene Unterſtaatsſekretär Dr.
Petry ebenfalls ein Altelſäſſer nahm hierauf das Wort, um
ſolgendes, über die Grenzen des Landes weſtwärts hinaus,
zu erklären:

Wenn im Weſten und Südweſten noch die Kriegsfurie die Stunde
regiert, ſo ſind einzig und allein die Völker der heutigen Entente daran
Schuld, die in namenloſer Verblendung zuließen, daß ihre vabanque

jelenden Machthaber vor einem Jahre unſer Friedensangebotit Spott n d Hohn beantworteten, und daß ſie ſeitdem alle fried

n Regungen im eigenen Lande gewaltſam unterdrückten. Werden Tag
die verhängnisvollen Kräſte, die in den Ententeländern immer noch am
Werke ſind, es fertig bringen, daß unſere abermals erklungene Frienahneuf aus Petersburg ungehört verhallen? Die
nächſten Tage, vielleicht die nächſten Stunden werden uns die Antwort
auf dieſe Frage bringen.

Seit Kriegsbeginn wiſſen wir, warum die Blüte der Nation in
dieſem gigantiſchen Völkerringen blutet, nämlich deshalb, weil unſere
Feinde durch einen ſeit der Einkreiſungspolitik ſyſtematiſch
vorbereiteten gemeinſamen Angriff uns zur Verteidigung unſerer natio
nalen und wirtſchaftlichen Exiſtenz das Schwert in die Hand drückten.
Nach den bereits früher in ſtets wachſendem Umfange zutage geförder
ten urkundlichen Beweiſen der Schuld der Ententemächte
am Weltkriege hat der Suchomlinow- Prozeß wie mit einem Schein
werfer das Vorſpiel der großen Tragödie beleuchtet und auch dem vor
eingenommenſten Zuſchauer offenbart, daß die gewiſſenloſe Umgebung
des willenſchwachen Zaren, die ſich durch die franzöſiſche und die eng
liſche Rückverſicherung gedeckt fühlte, die Lunte an das Pulverfaß legte.

m Laufe der letztverfloſſenen drei Jahre haben wir auch erfahren,
wofür wir kämpfen. Die offiziellen und offiziöſen Organe unſerer
Mut haben uns oft genug darauf hingewieſen, reſtlos aber ent

wurden ihre Eroberungspläne durch die authentiſchen Ge heim

dokumente, welche die jetzige ruſſiſche Regierung freimütig ver-
öffentlichte; außer der Lahmlegung unſerer wirtſchaftlichen Kraft und
der Vernichtung unſeres Außenhandels, die Trennung des ganzen links
rheiniſchen Gebiets vom Deutſchen Reiche, dazu die Zerſtückelung der
Donaumonarchie, die Herrſchaft über Kleinaſien, das ſind die wahn-
witzigen Ziele, die unſere weſtlichen Feinde ſich geſtellt haben und die ſie
bis auf den heutigen Tag noch nicht aufgegeben zu haben ſcheinen.

In der Preſſe aller Länder begegnet man vielfach dem Gedanken,
daß der Hauptſtein des Anſtoßes auf dem Wege zum Völker
frieden unſer liebes Heimatland iſt. Nach den Aus-
iaſſungen der maßgebenden Stellen in Frankreich mag es damit
wohl ſeine Richtigkeit haben. Auch vom Kanal herüber vernehmen
wir dieſelben Töne, welche die kaum verdeckte Abſicht verraten, den
franzöſiſchen Kriegswillen immer wieder aufs neue anzu
feuern. Demgegenüber kann man nicht oft genug wiederholen, daß es
für uns in Deuſſchland keine elſaß-lothringiſche Frage im inkernalio
nalen Sinne gibt und geben kann. Ich glaube mich gewiß, meineHerren, zum Dolmetſcher Jhrer einmäligen Slimmung zu machen, wenn

ich hier am Fuße des Straßburger Münſter erkläre, daß es ein Ver
brechen an der Menſchheil iſt, das Blukvergießen um einen einzigen

zu verlängern, um dieſes deulſche Land von ſeinem allen Mukller
boden losreißen zu wollen.

Deutſchland und Frankreich in edlem Wett-
ſtreite zu fruchtbarer Friedensarbeit vereinigt! Das war ein
Jdeal, das vielen deutſchen Patrioten, nicht zum mindeſten hier in
der Weſtmark des Reichs vorſchwebte. Leider hat Frankreich
an Stelle dieſes Zukunſtsbildes eine ganz anders geartete Wirklich
keit treten laſſen, und unter der Hypnoſe des Revanchegedankens, immer
wieder die Hand zurückgewieſen, die ihm von deutſcher Seite geboten
wurde. Jn den Tafeln der Weltgeſchichte ſtehen wunderſame Wand-
lungen eingegraben. Jahrhundertelang war in Frankreich England der
Erbfeind; und jetzt iſt mit demſelben England Frankreich auf das engſte
befreundet, ja, es hat ſich in allen internationalen Fragen ganz unter
ſeinen Einfluß geſtellt! Es braucht daher die Hoffnung nicht aufgegeben
zu werden, daß die Zukunft eine andere große Wandkung bringen wird,
daß der Geiſt eines Jules Ferry und eines Jaures inmitten des fran
zöſiſchen Volkes wieder emporſteigen und ihm auf dem Wege zu einer
loyalen Verſtändigung und einem dauerhaften Frieden mit Deutſch
land voranleuchten wird. Am guten Willen des deutſchen Volkes wird
es gewiß nicht fehlen, daß dieſes ſchöne Ziel, wenn nicht von uns, ſo
an v gen ſpäteren Geſchlechte zum Segen der Menſchheit er
r wird.
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Die Berliner Greuel der
Vaterlandspartei.

Wir berichteten geſtern über eine Berliner Verſammlung,
die von der Vaterlandspartei einberufen und in dex Kriegs
beſchädigte mißhandelt worden waren. Nun bringen die Ber
liner Blätter weitere Einzelheiten, in denen die Greuel dieſer
Verſammlung noch klarer zutage treten. Die Schamröte muß
jedem daheim befindlichen Manne in den Wangen brennen,
wenn er dies lieſt. Reklamierte Heimkrieger der Vaterlands
partei haben ſchwerverletzte Kriegsbeſchädigte, die mit ihren
zerſchoſſenen Gliedmaßen ſo tapfere Krieger ſie einſt
waren ſich nicht mehr wehren konnten, zu Boden geworfen
mißhandelt, mit Stöcken geſchlagen und mit Füßen getreten
Man hatte die Kriegsbeſchädigten unter dem heuchleriſchen
Vorgeben freier Ausſprache eingeladen, ihnen dann das Wort
verweigert, und als ſie jeder andern Möglichkeit beraubt
durch Zwiſchenrufe ihren Proteſt gegen die Kriegstreiber zuAusdruck brachten, da fiel der Referent, ein reklamierter At

geordneter des Dreiklaſſenhauſes, mit impfworten und

St beim Abholen von der Expedition 70 Pfennig. r den
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die Verſammlung der Heimkrieger mit Stöcken und Schirmen
über ſie her. Und daran beteiligten ſich Frauen die Thus
nelden der Deutſchen Vaterlandsparteil

Die ſchmachvollen Bilder, die dem Vorwärts von Augen
zeugen berichtet worden ſind, ſpotten jeder Beſchreibung,
Einige Proben, wie der Patriotismus der Heimkrieger gegen
die entzweigeſchoſſenen Helden der Front wütete:

Ein Jnvalide hat ſeinen ſchwerverletzten Arm auf den benachbarten Stuhl einer Dame r die Donge ſehr T t um
ihn tat. Als er jedoch im Geſpräch bekannie, Gegner der Vater

landspartei zu ſein, da ſtieß die „vaterländiſche“ Dame den ver
lesten Arm brüsk von ihrer Stuhllehne hinunter

Dem Berliner Tageblatt berichtet ein Augenzeuge folgendes:
Ein ehetzalitzer Solhak mit einem Holzbein wut das mehre

ren Züynen Heimkriegern zu Boden geßoken. Auf ſehen ndere
der nur noch einen Arm beſaß, ſchlug einer mit zwei
Fäuſten ein Auch Frauen beteiligten ſich an dieſen unerhs
Exzeſſen, indem ſie von ihren Schirmen wie von ihren Zungen leb
haften Gebrauch machten.

Aus dem Bericht der Voſſiſchen Zeitung zitieren wir:
Die Polizei führte einzelne der Kriegsteilnehmer heraus Auder Verſamm m ruft man ihnen zu: e ihnen Sgrre Siſern

Kreuz aus dem Knopfloch!“ Dex, der es rief, dem fehlte es. Dir
Kriegsbeſchädigten verlaſſen den Saal. Sie trotten langſam die
Treppe herunter. Einer ftützt auf den andern. So viele ſigd
das Keine ohne fehlendes Glieb, ohne ſchwervernarhte Wunde.
Wie brennen die alten Wunden, ſo haben ſie nie ge brannt.

Und die Preſſe der „Vaterlandspartei“? Schämt ſie
ſich? Sie ſchämt ſich nicht. Ohne jede Scheu geſteht ſie den
Schandſtreich. Mit ausführlichem Behagen ſchildert z. B. die
Deutſche Zeitung die Mißhandlung eines ehemaligen Kriegs
freiwilligen und jetzigen Kriegsbeſchädigten, ſie weidet ſich an
rer „kläglichen Niederlage“ und bemerkt in ſchadenfroh

on
„Sie Haben ihm nicht geſchadet“, glücklicherweiſe nicht, diePrügel nämlich, die er geſtern rn ver ln einer

durch nichts zu überbietenden Anmaßung und Aufdringlichkeit be-
z. denn eben hatte das Trommelfeuner derſelben Fänſte ihn aus

em VorſtandsSaal gewirbelt, als er auch ſchon wieder vorn am
tiſche ſtand, um dieſelben Auftritte zu wiederholen. e
Solche Geſtändniſſe werden feſtgehalten. Denn es er
ſcheint gar nicht unwahrſcheinlich, daß die alldeutſche Preſſe
ſpäter verſuchen wird, dieſe Mißhandlungen abzüuleugnen,
wenn ſie erſt einmal geſehen hat, welchen Eindruck ſie auf die
Oeffentlichkeit machen. Einen Umſtand freilich r
dieſe Blätter ihren Leſern nach Möglichkeit: daß es nämlich
Kriegsbeſchädigte waren, denen in dieſer Weiſe „ekwas un
ſanft nachgeholfen wurde“. Es bleibt feſtzuſtellen eine elende
Schandtat iſt begangen worden, wie ſie in den Annaglen des
deutſchen Volkes unerhört daſteht. Die Partei, die ſich mit
Vorliebe auf die Meinung der Frontkämpfer beruft, hat die
am ſchwerſten getroffenen Frontkämpfer roh verprügelt, als
ſich zeigte, daß ſie andrer Anſicht waren. Aber in dieſer Miß
handlung der Kriegsbeſchädigten dokumentiert ſich a
der moraliſche Bankrott der Vaterlandspartei. Den Ma
der Verſammlung vom 7. Januar wird ſie nicht mehr los!

Der Bund der Kriegsbeſchädigten und eße-
maligen Kriegsteilnehmer überſendet Berliner Blätters
eine Erklärung, in der es heißt: Durch den Generalſekretär
der Deutſchen Vaterlandspartei“, Herrn Axel Ripke, waren Mit
glieder des parteipolitiſch neutralen Bundes der Kriegsbe er
und ehemaligen Kriegsteilnehmer zu der am Montag 9 en
Verſammlung der Vaterlandspartei im Lehrervereinshaus ei
laden worden, und zwar unter ausdrücklicher Zuſicherung Er Re
freiheit. Den Erſchienenen dagegen iſt das Wort unter Perufung
auf polizeiliche Beſtimmungen verweigert worden. 7

Die Unruhe auf der Verſammlung entſtand, als der erſte
Referent der Vaterlandspartei, Abg. Fuhrmann, die
den Kriegsbeſchädigten als Deſerteure verdächtigie,
denburgs und Ludendorffs Fahnen verlaſſen um ihren
kämpfenden Kameraden an der Front in den Kütken zu fallen
Als ein Vertreter unſeres Bundes gegen dieſe ungheuerlie
Herabſetzung proteſtierte, wurde er unter körperlichen S

lungen aus dem Saale entfernt. e vWeitere Unruhen ſetzten ein, als Kriegsbeſchädigte, die duaus parlamentariſche Zwiſchenrufe taten, in e und ohne
Rückſicht auf ihre im Dienſt des Vaterlandes erlittenen Verhetzungen
mit Stocken geſchlagen und geſtoßen wurden Dieſe Mißachtung
der verwundeten ebemaligen Krieger führte dagu, daß dicht nur
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rohe Mißhandlung Kriegsheſchädigter durch Anhänger einer Partei,
die ſich WDaterlandspartei nennt. d

Yuhrmann, der die digten als Ausre
von Front verdächtigt, hat s in dieſer Tonart zu
reden e ſelbſt iſt näm dauernd veklamiert!

---,JWJ m

Die Akraine in BreſtLitowſtk.
Breſt-Mowſt, 10. Januar. Die am Mittwoch abgebrochene

Plenarſitzung wurde vormittags 11 Uhr unter dem Vorſitz des
Staatsſekretärs v. Kühl mann fortgeſetzt.

Als erſter Redner führte der ukrainiſche Staatsſekretär
für Handel und Jnduſtrie, Holubowytſch, folgendes aus:
Verehrte Herren und Damen! Di edurch den Krieg erſchöpften und
gequälten Völker ſehnen ſich nach Frieden. Jn dieſer Sehnſucht
nach Frieden haben die Vertreter der Demokratie ganz Rußlands,
ohne Rückſicht zu nehmen auf die Anyriffe eines Teils der ruſſiſchen
Geſellſchaft und der Preſſe, kühn die Schützengräben der kriegführen-
den Mächte zu dem Zweck überſchritten, um nicht auf dem Schlacht-
felde durch Blut und Eiſen, ſondern auf dem Wege freundſchaftlichen
Uebereinkommens zwiſchen den Völkern den für die ganze Welt ge-
wünſchten allgemeinen Frieden zu erreichen. Nachdem mit den
Friedensverhandlungen begonnen worden iſt und die Prin-
zipien des Friedens bekanntgeworden ſind, haben Sie ver-
ehrete Herren, mit Recht eine Pauſe von zehn Tagen ein-
treten laſſen, um dadurch den Staaten, die bisher an den Friedens-
verhandlungen nicht teilnahmen, die Möglichkeit zu geben, dieſen
beizutreten. Staat, die ukrainiſche Republik, derenVolt ſtets zum Frieden geneigt war, hat als erſter auf Jhren
Ruf geantwortet. Nachdem durch das dritte Univerſal deratrain iſſchen Zentralrada vom 7. (20.) November die ſtaatliche

Stellung beſtimmt war, nimmt die ukrainiſche Volksrepublik imSen wärtigen Augenblick ihre internationale Exiſtenz wieder auf,

e ſie vor mehr als 250 Jahren verloren hat, und tritt jetzt in
vollem Umfange der ihr auf dieſem Gebiete zukommenden Rechte
in internationale Beziehungen ein. Auf Grund der obigen Dar-

es das Generalſekretariat der Regierung der ukrai-
niſchen Volksrepublik für richtig, auf den jetzigen Friedensver-

dlungen eine ſelbſtändige Stellung einzunehmen und hat die
hre, den Regierungen der hier vertretenen Mächte folgende Note

zu überreichen. hDie Regierung der ukrainiſchen Volksrepublik das General-
ſekretariat bringt hiermit allen kriegführenden und neutralen
Staaten folgendes zur Kenntnis: Mittels des Univerſals Nr. 3
der ukrainiſchen Zentralrada vom 7. (20.) November 1917 wurdedie h Volksrepublik proklamiert und wurde durch dieſen
Staatsakt die völkerrechtliche Stellung der letzteren beſtimmt.
Die Schaffung eines förderativen Bundes aller im gegebenen
Momente auf dem Territorium des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer
reiches entſtandenen Rapubliken anſtrebend, knüpft die ukrainiſche
Volksrepublik durch das Generalſekretariat bis zu dem Zeitpunkte
der Bildung einer gemeinſamen Bundesregierung in Rußland
ſowie der Regelung der völkerrechtlichen Vertretung zwiſchen der
ukrainiſchen Volksrepublik einerſeits und der Bundesregierung
des künftigen Staates anderſeits ſeine ſelbſtändiſchen völker-
rechtlichen Beziehungen an.

Das Generalſekretariat erachtet es ſomit als unumgänglich,
alle Staaten und Völker der Welt über das Verhalten der ukrai-
niſchen Volksrepublik gegenüber den Friedensverhandlungen, die
dieſer Tage in Breſt-Litowſk zwiſchen den Vertretern des Rates
der Volkskommiſſare einerſeits nnd den Regierungen der gegen
Rußland kriegführenden Mächte anderſeits beginnen, in Kenntnisn Unerſchütterlich daran feſthaltend, daß der gegenwärtige
Krieg für alle Staaten, insbeſondere für die arbeitenden Klaſſen

eines jeden Staates das ſchwerſte Uebel bedeutet, und daß alle
kriegführenden Staaten etwaigen Eroberungsabſichten entſagen
und Friedensverhandlungen nnverzüglich einleiten ſollten, hat
die ukrainiſche Zentralrada, das Parlament der ukrainiſchen Re
publik es für r v befunden, gleich nach der Verkün-
digung der ukrainiſchen Republik eine aktive Politik in derFach cnofrage einzuleiten.

Die ukrainiſche Zentralrada hat alſo, nachdem ſie in ihrem
dritten Univerfal die Notwendigkeit eines unverzüglichen Friedens-
ſchluſſes verkündet, es für unumgänglich erachtet, die Schließung
eines Waffenſtillſtandes zu erſtreben; zu dieſem Zwecke wurden
Vertreter des Generalſekretariats an die Südweſtfront ſowie an
die rumäniſche Front, die gegenwärtig zu einer einzigen ukraini-
ſchen Front unter Leitung der Regierung der ukrainiſchen Volks
republik vereinigt iſt, geſchickt. Gleichzeitig hat die ukrainiſche

tralrada das Generalſekretariat beauftragt, die verbündeten
ächte von dieſen Verhandlungen in Kenntnis zu ſetzen, was

ſeinerzeit ſeitens des Generalſekretariats auch Falt zogen wurde.
Jn der Folge, als der Rat der Volkskommiſſare im Einver-

ſtändnis mit den Regierungen der gegen Rußland kriegführenden
Staaten die Waffenſtillſtandsangelegenheit an allen Fronten Ruß-
lands in die Hand genommen hat, hat das Generalſekretariat
ſeine Vertreter nach Breſt-Litowſk behufs Kontrolle und Jnfor-
mation ckt. Hierbei erachtete es das Generalſekretariat für
notwendig, hervorzuheben, daß ſie die Vertreter des Rates der Volks
kommiſſare ungeachtet deſſen, daß ſie über die Ankunft der Dele
R der Regierung der Ukraine zur Teilnahme an den Verhand

en in Kenntnis geſetzt worden waren, einen allgemeinen
Waffenſtillſtand ſelbſtändig ohne jedwedes Einverſtändnis mit der
ukrainiſchen Volksrepublik g. ertigt hatten.

enwärtig, da der Rat der Volkskommiſſare gemäß dem
legten Punkt der Bedingungen des allgemeinen Waffenſtillſtands
die Friedensverhandlungen mit den Regierungen Deutſchlands,
Oeſterreich-Ungarns, der Türkei und Bulgariens behandelt, erklärt
z T rdalſekretariar im Namen der ukrainiſchen Volksrepublik

endes:
1. Die geſamte Demokratie des ukrainiſchen Staates ſtrebt

die Beendigung des Krieges in der ganzen Welt, den Frieden
zwiſchen allen gegenwärtig kriegführenden Staaten, einen allge
meinen reden an.

2. Ber zwiſchen allen Mächten zu ſchließende Frieden muß
demokratiſch ſein und einem jeden, auch dem kleinſten Volke in

Staate das volle, durch nichts beſchränkte nationale Selbſt
eſtimmungsrecht ſichern.

3. Für die Ermöglichung des wirklichen Willensausdruckes der
Völker müſſen entſprechende Garantien geſchaffen werden.

4. Es iſt demnach jedwede Annexion, d. h. jedwede gewalt-
fame Angliederung oder Uebergabe irgendeines Landteiles ohne
Einverſtändnis ſeiner Bevölkerung unzuläſſig.

(Fortſetzung folgt.)

Die deutſche Waffenſtillſtands
Kommiſſion in Dünaburg.

Die Mitglieder der deutſchen Waffenſtillſtands Kommiſſion
in Dünaburg überſchritten am 25. Dezember die ruſſiſchen Stellungenauf der haun ee Kowno-Dünaburg. Sie wurden hier von Ver-
tretern der ruſſiſchen Militär und Zivilbehörden empfangen und

mit Autos nach Dünaburg weiter, wo Wohn und Arbeits
räume in einem Privatgebäude waren.

Die ffenftillſtands Kommiſſion Dünaburg iſt in ihrem Be
reiche, d. h. von der Oſtſee bis zur Düng, auf Grund des Punktes VIIdes Vertrages in erſter Linie für die Bearbeitung aller ſich aus
dem Vertrage ergebenden militäriſchen Fragen zuſtändig. So
beriet ſt die di am 26. Dezember zuſammengetretene

üKommiſſion bereits die für die eegns der durch Punkt IV
es Vertrages vorgeſehenen Verke e en an der Front. Aber
auch Fragen aus dem Gebiet des Poſt und Eiſenbahnverkehrs

Peann r e en. Jnfolge von Berechungen der deutſchen Kommiſſion m iEiſen nbehörden bereits auf deutſcher Seite örtl
Konferenzen von a iſenbahnfachleuten beider Staat
zwecks beſ igter Wiederherſtellung und Jnbetriebnahme

ſie ſich in Fei nd e den. VorſitzeJ n Generalmajor Weidner, des ruſſiſ

err Spilrene sDie Kommiſſion ügt zur Verbindung mit der eigenen Fern er über regelmähigen ienſtS vie gren 4 c
Krieg und Proletariat.

Nach Ausbruch des Krieges iſt in der Parteipreſſe viel darüber
geſchrieben worden ob die Sozialdemokratie bei Ausbruch des
Friedens alles getan habe, um den Krieg zu verhindern. Das Er
gebnis dieſer Unterſuchungen war, daß die Arbeiter in allen Län
dern den internationalen Beſchlüſſen Genüge geleiſtet haben. Alle
dieſe Beſchlüſſe beſchränkten ſich aber darauf, Richtlinien zu geben
für die Jnternationale nach Ausbruch eines Krieges. Dieſe Richt
linien legten den Arbeitern aller Länder trotz der Aner 2
der Pflicht der Landesverteidigung die auf, nAusbruch des Krieges alles zur baldigen Been gang es Krieges
u tun. Die deutſche Sozialdemokratie der MehrheitsrichtungJe in dieſer S ihre Pflicht in jeder Beziehung erfüllt. Die
Frage, wie ſich die Arbeiter beim Ausbruche eines Krieges ſelbſt
zu verhalten hätten, hat aber in der Jnternationale über akade
miſche n nicht hinausgeführt. Das hatte allerdings
recht verſchiedene, in den Verhältniſſen liegende Gründe, die es aber
erklärlich machten, daß die Meinungen in dieſen Fragen ſehr weit
auseinandergingen. Und auf dieſen Umſtand iſt auch in letzter
Linie die Spaltung in der deutſchen Sozialdemokratie zurückzu
führen. Deshalb aber iſt es um ſo intereſſanter, daran zu erinnern,
wie ſich Karl Kautsky zehn Jahre vor dem Ausbruche des Welt
krieges über die Frage der Stellung der Arbeiterorganiſationen
der Jnternationale geäußert hat.

Das franzöſiſche wiſſenſchaftliche Parteiorgan La vie ſozialiſte
hatte ſich 1905 an Kautsky mit dem Erſuchen gewendet, „angeſichts
der Situation, wo der Bourgeoisimperalismus den Weltfrieden be
drohe, und nach den vorhergegangenen Polemiken in
und unter Bezugnahme auf die bekannte Wendung im kommuniſti
ſchen Manifeſte, daß die Arbeiter kein Vaterland haben, ſeine
perſönliche Anſicht über mehrere Fragen mitzuteilen: Die Kern-
frage lautet: Welche Pflichten haben die Sozialiſten im Falle eines
Krieges? Die Antwort auf dieſe Frage hatte in der
Neuen Zeit (190405, Nr. 35 und 36) den deutſchen Genoſſen zu-
gänglich gemacht. Kautsky unterſucht zunächſt das Verhältnis zwi-
ſchen Patriotismus und Jnternationalismus und meint unter Hin-
weis auf Marx und Engels, daß das Problem des Patriotismus
jehr kompliziert ſei. So lebhaft ſich Marx und Engels für die
nationalen Beſtrebungen der Jtaliener, Ungarn, Polen eingeſetzt
hätten, den e r n der kleineren ſlaviſchenNationen in Oeſterreich und der Türkei ſtanden ſie ſtets mit Ab-
neigung gegenüber. Das erſcheine, meint Kautsky, ſehr wider-
ſpruchsvoll, wenn man ſich auf den Standpuukt des r Be
griffs von Nationalität und Patriotismus ſtelle, nicht aber, wenn
man dieſe Stellung vom Standpunkt des Befreiungskampfes des
Proletariats betrachte. Ausführlich zeigt dann Kautsky, daß ſich
der Gegenſatz zwiſchen bürgerlicher und proletariſcher Auffaſſung
?ſe r Patriotismus aus dem Unterſchiede der Klaſſeninter-
eſſen erkläre.

Jn Beantwortung der eigentlichen Frage, wie ſich die Sozia
liſten beim Ausbruche eines Krieges zu verhalten haben, meint
Kautsky, dabei könne man leicht in eine unangenehme Zwickmühle
geraten. „Kann es nicht Pflicht der Sozialdemokratie eines Landes
ſein, die ſich unter allen Umſtänden für jeden Krieg, ſei er auch ein
Verteidigungskrieg zu begeiſtern, ſo iſt es ebenſowenig ihre Pflicht,
von vornherein jede freiwillige Teilnahme an einem Kriege in
Bauſch und Bogen zu verurteilen, etwa. mit der Motivierung,
der Krieg ſei ein unſittliches, barbariſches Mittel wir
wollten Friedeü zwiſchen den Völkern. Sicher wollen wir den
Frieden. aber nicht mehr, als wir etwa die Aufhebung der Klaſſen
gegenſätze wollen. Folgt aber aus dieſem Wollen, daß wir auf den
Klaſſentampf verzichten? Jm Gegenteil, gerade wir erkennen dieſe
Rotwendigkeit in der heutigen Geſellſchaft weit ſchärfer als alle
diejenigen, die dieſe Geſellſchaft der Klaſſengegenſätze und des
Klaſſenkampfes verewigen wollen. So verhält es auch
mit dem Kriege.“ Kautsky führt dann aus, daß wir Sozial
demokraten eine Geſellſchaftsordnung anſtreben, durch die dem
Kriege ein Ende gemacht und der ewige Friede zwiſchen den Na
tionen geſchaffen werde. „Aber gerade deswegen erkennen wir um
ſo deutlicher die Unmöglichkeit dieſes Friedens heute, wo wir noch
weit von einer derartigen internationalen ſozialiſtiſchen Geſellſchaft
entfernt ſind, und wiſſen um ſo beſſer, däß alle Verſuche Utopieu
ſind, durch Schiedsgerichte der ſouveränen kapitaliſtiſchen egie
rungen der einzelnen Länder und ähnliche Schönheits-
pfläſterchen die tiefen Abgründe zu überbrücken, die zwiſchen
ihnen gähnen und denen immer wieder neue Kriegsurſachen ent
ſteigen. Der Krieg wie die Revolution ſind Kataſtrophen, die
von Zeit zu Zeit mit ſchwerer Notwendigkeit die heutige Geſell
ſchaft heimſuchen und nur mit ihr verſchwinden werden.“ Jntereſſant
an dieſem Gedankengange iſt die r Krieges mit
dem Klaſſenkampfe, und die Bezeichnung von Schiedsgerichten alsSchönheitspfläſterchen, während die Leipzi Volkszeitung den
Bolſchewiki einen Verrat ankreidete, daß ſie in Breſt-Litowſtk unter

den r die Frage der Schiedsgerichte und der
Abrüſtung gar nicht berührt hätte. Kautsiy hatte übrigens ſeiner-
zeit, als Lenſch den Gedanken anfocht, daß die Frage der Ab-
rüſtung in der bürgerlichen Geſellſchaft eine Unmöglichkeit ſei,
ebenſo wiſſenſchaftlich in der Neuen Zeit die gegenteilige Auf-
faſſung verfochten.

Jn ſeiner hier in Rede ſtehenden Beantwortung der franzö
ſiſchen Anfrage ſagt dann Kautsky bei der Unterſuchung des
Weſens des Krieges, daß die Unterſcheidung za ngrißtund Verteidigungskrieg überhaupt ſehr zweifelhaſt ſei und die

Sozialdemokratie ſogar in die Lage kommen könne, einen Angriffs
krieg zu fordern. So hätten Marx und Engel 1848 den Angriffs
krieg Deutſchlands gegen Rußland für r e r und
ſpäter in dieſem Sinne gewirkt. Als ein wirkſames Mittel zur Ver
ans der Kriege bezeichnet Kautsky die Umwandlung der
tehenden Heere in Milizheere. Es werde aber erſt einer Revo

lution bedürfen, um die Durchführung des Milizſyſtems erzwingen
zu können. Die Dienſtverweigerung im Foelle eines Krieges, wie
es in Frankreich Hervé und die Anarchiſten gefordert baben, hält
Kautsky für unmöglich, denn wenn es nur auf der einen Seite
ur Anwendung komme, ſo bewirke es nicht die Verhinderung

Krieges, ſondern die Oeffnung der Landesgrenze für
die feindliche Jnvaſion, „bewirkt aber bloß, daß der Krieg
für das Land die orm annimmt, die er anzu
nehmen vermag. es kann aber nicht die Auf der prole
tariſchen Aktion ſein. Welches immer die K urſache ſein
mag, jede Nation, die angegriffene wie die angreifende, muß da
nach trachten, den Kriegsſchauplatz vom eigenen Lande fernzuhalten
und ins feindliche Land zu verlegen.“ Ein unach Kautsky nicht nur nicht aus, daß der Krieg ins feindl
Land getragen werde, es erlaube im nteil, Heer e
reicher zu machen und raſcher zu mobiliſieren, alſo auch den Kriew in Feindesland zu tragen. „Man kann den Krieg v
o ſehr verurteilen, ſo kann man ihn doch unmöglich dadurch be
kämpfen wollen, daß man die ſchlimmſten ſeiner Verheerungen
bloß dem eigenen Lande aufhalſt.“

Kautsky meint deshalb, daß die JTdee des Militärſtreiks von

auch keine beſſeren Ausſichten wie dem einſeitigen. Da
ertretern der ruſſiſchen näher aus und ſagt, die des rſtreiks e heroiſche

orheit. So tommt de m iergebnis:die xinglte Jean n i h n J ern würde man die mmſten Ve en zieren,2 artei W tiefſteKraft völlig zu
eintreten, in denen

derartige Agita-
ter allen

Hi nis eines euro
„die ſozialiſti
die bloße Tat-

einer Kataſtroph e ſe das Prolitariat irgendeines Landes

s der prole-
tariſchen Organiſationen in den verſchiedenen Ländern. Die
Hauptſache aber iſt die Feſtſtellung Kautskys, daß das Proletariat
eines Landes ſelbſt dann ein Jntereſſe an der Abwehr einer feind
lichen Jnvaſion hat, wenn der Krieg frevelhaft provoziert iſt.
Daraus ergibt ſich aber von ſelbſt, daß dann auch die Kriegs
kredite zur Führung der desverteid bewilligt werden
müſſen. Jm ganzen aber ſtehen die Kautskyſchen Eröterungen
über das Verhalten des Proletariats beim Ausbruche eines
Krieges im m mit der Politik der unabhängigen Sozial
demokraten, der Kautsky angehört. Die Zukunft wird ten
daß durch den Gang der Ereigniſſe auch die Friedenspolitik derUnabhängigen in gleicher Weiſe widerlegt werden wird.

Rußlands innere Kämpfe.
Der Korreſpondent des Mancheſter Guardian berichtet aus

Petersburg, daß die ruſſiſche Regierung beabſichtige, in einigen
Tagen den Beſchluß zu veröffentlichen, wodurch die ruſſiſche Staats
ſchuld aufgehoben wird. Nur ſolche ruſſiſchen Staatspapiere, welche im
Beſitz von ruſſiſchen Staatsangehörigen ſind, die weniger als 10 000
Rubel beſitzen, ſollen eingelöſt oder weiter verzinſt werden, aber in
beiden Fällen zu geringeren Sätzen als bisher.

Dem Matin wird aus London gemeldet: Es haben ſich weitere
ruſſiſche Gebiete, die von verſchiedenen Nationalitäten bewohnt werden,
unabhängig erklärt. Sie haben eigene Regierungen gebildet, oder ver
kündet, dies zu tun. Man meldet u. a., daß mehrere Provinzen des
äußerſten Nordens, ſo das Gebiet von Archangelſk ihre Autonomie er-
klärten.

Nicht weniger bedeutſam als Buchanans Abreiſe aus Petersburg
iſt die Tatſache, daß auch der berüchtigte Chef der britiſchen Militär
miſſion, Oberſt Knock, ſowie der Leiter der britiſchen Marinemiſſion,
Starley, zuſammen mit Buchanan nach England zurückkehren. Wei-
r Anzeichen ſprechen für den Abbau der Entente in Ruß-
and.

Nach einer Meldung aus Haparanda an Svenska Dagbladet bereitet
man im Smolni Inſtitut einen Erlaß vor, der den Rat der Volks
kommiſſare berechtigt, einzelne Perſonen aus dem Lande zu ver-
weiſen, da die überfüllten Gefängniſſe Mißſtimmung im Volke her

Sjingroreff, Gotz und Jſernoff.

Neue Unruhen in Portugal.
Nach Haväs-Peeldungen aus Liſſabon ſind am 8. dort

neue Marineunruhen ausgebrochen. Das Kriegsſchiff Vasco
da Gama, Las gegeruner von Aſſabon ankerte, beſchoß die St.
Georgs-Feſtung, die das Feuer erwiderte und aus Schiff
zum Schweigen brachte. Die Veſatzaung der Vasco de Gama hiß'e
darauf die weiße Flagge und ergab ſich. Die Mannſchaft wurde an
Land gebracht und gefangen geſetzt.

Ebenſo ergab ſich die Mannſchaft des Zerſtörers Douro, der
keinen Kanonenſchuß abgegeben hatte. Die ſeit vorgeſtern in ihrer
Kaſerne zurückgehaltenen Marinemannſchaften ergaben ſich den
Streitkräften, die der Regierung treu geblieben waren. Sidonio
Paes beſuchte am Morgen die Truppen, die in der Nähe von Alcan-
tara liegen. Die Marinekaſerne und das Marinnearſenal ſind mili-
täriſch beſetzt. Es herrſcht angeblich vollſtändige Ruhe, der Verkehr
in der Stadt wird wieder normal. Die Regierung erklärt, alle Jn
trigen, die die Demokraten angeſtiftet hätten, um ſich mit Gewalt
der Herrſchaft zu bemächtigen, zu kennen. Es wurden Maßregeln
ergriffen, um eine Zurückhaltung der Lebensmittel, eine Teuerung
und Mangel an Nahrungsmitteln zu verhindern.

Der Pariſer Temps gibt zu, daß die Aufſtandsbewegung in
Liſſabon ſich gegen die Teilnahme Portugals am
Kriege richtet.

Die Kriegsgefangenen auf Korſika.
Auf die m des Reichstagsabgeordneten Dr. Heck

ſcher wegen der deutſcher Gefangener auf
Korſika iſt eine ſchriftliche Antwort erteilt worden. Da-
nach hat es die deutſche Regierung für ihre unabweisbare
Pflicht gehalten, dafür Sorge zu tragen, daß die auf der
Jnſel Korſika r deutſchen Kriegsgefangenen
nicht genötigt ſind, dort noch einen weiteren Sommer
zuzubringen. Sie hat durch Vermittlung der ſchweize-
riſchen Geſandtſchaft in Paris an die franzöſiſche Regierung
die nachdrückliche Fordexung richten laſſen, daß ſie
die ſämtlichen in Korſika gelegenen Lager für deutſche
Kriegsgefangene bis 1. April 1918 räumt und die
Lagerinſaſſen nach geſundheitlich einwandfreien
Orten in Frankreich h

Die deutſche Regierung iſt entſchloſſen, auf Erfüllung
dieſer Forderungen mit allen ihr zu Gebote ſtehenden
Mitteln zu beſtehen.

Amerikaniſche Räubergeſchichten.
Berlin, 10. Januar. Die Morning Poſt vom 28. 12. erfährt

aus Waſhington, General Perſhing habe amtlich kundgegeben,
daß die Deutſchen den amerikaniſchen Gefangenen die Kehle durch
chnitten, und er die Truppen und das Land mit der deutſchen
arbarei bekannt machen wollte. Man habe in Amerika Greuel-

nachrichten niemals geglaubt, 77 r man ſich einer unbeſtreit
baren Tatſache gegenüber. aniſche Heer habe ge
Erfahrung im Kampfe gegen Wilde, um auch mit den
Deutſchen fertig zu werden. Jn langen Kriegen hätten ſie er
kannt, daß der beſte Indianer der tot e Indianer ſei. Sie würden auch
wiſſen, welches der beſte Deutſche ſei.

Die Behauptung, daß Greuelnachrichten in Amerika niemals ge-
glaubt wurden, iſt überraſchend. Wer amerikaniſche Zeitungen und
amerikaniſche Stimmen im Weltkriege kennengelernt hat, weiß, daß
keine Greuelnachricht dumm genug war, um nicht von den amerikaniſchen
Zeitungen gedruckt und vom amerikaniſchen Publikum geglaubt zu wer
den. Aber, ſo fährt der Bericht fort, hier liegt eine unbeſtreitbare Tat

vornherein nur dann einen Sinn habe, wenn er von beiden
Seiten ausgehe. Dem zweiſeitigen Militärſtreik ſtellt aber Kautsky 3 al iſt aber bisher den Beweie wird x gen s Hunig e.

vorriefen. Auf der Liſte der Auszuweiſenden ſtehen Miljukoff, Kerenſti,
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gehalten, daß das Schiff durch ein Unterſeeboot
Demnach erſenkung

Jmmerhin, die Amerikaner haben die Abſicht, ihre Erfahru
im Kampfe mit Wilden zu werten. Vielleicht werden ſie auch die Er
fahrungen aus den Freiheitskriegen gegen die Engländer benutzen. Man
erinnert ſich, daß die Kämpfe 1812 von den Briten mit unbeſchreiblicher
Rohheit tieriſcher Grauſamkeit geführt wurden. Die Engländer ver
banden ſich damals mit den Rsthäuten und ſetzten einen Preis von
zwei Dollar auf jeden amerikaniſchen Skalp, ganz gleich ob von Män-
nern, Frauen oder Kindern. Die Stadt Detroit wurde eingeäſchert,
die Einwohner geſchlachtet. Das Fort Dearborn wurde er
obert und die Beſatzung niedergemacht. Die Anſiedler wurden auf
engliſche Anſtiftung ſkalpiert, an Holzpfähle gebunden und le
bendig verbrannt. Die Amerikaner denken alſo im Stile dieſer
Kriege und getreu der Auffaſſung, daß der beſte Feind der tote
Feind iſt, zu kämpfen.

Zu den Kriegszielreden.
Der deutſche Reichskanzler ſoll die Abſicht haben, alsbald

im Hauptausſchuß ſich über die Rede Wilſons, die deutſchen Kriegs-
e und die Vorgänge in Breſt-Litowſk eine politiſche Rede zu

alten.
Die Londoner Morningpoſt meldet, daß die Arbeiterpartei

und die Jren im Unterhauſe ſg zuſammengeſchloſſen haben, um
egen das Miniſterium Lloyd George Sturm zu laufen undfür einen baldigen Frieden zu agitieren.

Der Lloyd George naheſtehende Daily Chronicle teilt unter
heftigen Angriffen auf Henderſon mit, dieſer habe auf Befragen
einem Mitarbeiter des Blattes erklärt, er lehne für ſeine Perſon
nach wie vor die Kriegsziele Georges ab, da ihre Durch
führung die Verewigung des Krieges bebdeuten würde.

Clémenceau will laut Matin im Anſchluß an die ſozialiſtiſche
Jnterpellation Anfang nächſter Woche in der Kammer eine Er d
klärung über die Reden Lloyd Georges und Wilſons abgeben, die
eine genaue Formulierung der Forderungen Frankreichs
als Grundlage für Friedensbeſprechungen darſtellen würde.

Das Echo de Paris berichtet, daß in der nächſten Woche auf
der Konferenz der Alliierten in Paris eine gemeinſame
Erklärung der Entente-Kriegsziele bekanntgegeben wird,
zu der die Reden Lloyd Georges und Wilſons nur das Vorſpiel
eweſen ſeien. Das Journal weiſt auf den Widerſpruch in den
rklärungen Wilſons und Lloyd Georges zu der Orientfrage hin,

Wilſon verlange die Autonomie Syriens und Armeniens, während
England dieſe Gebiete annektieren will. Zur Verwirklichung
des Wilſonſchen Programms ſei die völlige Vernichtung der
Mittelmächte erforderlich; die notwendige Folge davon aber ſei
der Kampf bis zum Aeußerſten.

Der Krieg im Weſten.
Es beſtätigt ſich, daß die Franzoſen bei ihrem Angeff

weſtlich Flirey am 8. Januar, der mit einer völligen Nieder-
lage endete, außerordentlich hohe Verluſte erlitten haben. Jn
einem ſchmalen Abſchnitt wurden allein über 100 tote Franzoſen

ezählt. Sehr intereſſant iſt demgegenüber die Angabe des Funk-
pruches Lyon vom 10. Januar 4 Uhr 30 vormittags, der meldet,
daß die Verluſte der Franzoſen außer einigen Leichtverwundeten
nur 6 Tote betragen hätten.

Trotz ſchlechten Wetters ſetzten die Engländer und Fran-
zoſen unter ſtarkem Feuerſchutz in größerer Stärke ihre Erkun
dungsverſuche fort. Jn Flandern, weſtlich Zandvoorde, ſchei
terten ſtärkere z gurige r x reſtlos. Auch an den
übrigen Stellen der Weſtfront konnten vorgehende Erkundungs-
abteilungen nicht einmal bis an unſere Hinderniſſe gelangen.

Der Krieg zur See.
Berlin, 10. Januar. (Amflich.) Neue UBooi- Erfolge im Mitfel

meer: 12 Dampfer mit 36 000 Br.-Reg.-To. Die Schiffe halten meiſt
werkvolle Ladungen für Jialien und die engliſche Kriegswirtſchaft im
Orient. In beſonders geſchickt und hartnäckig durchgefährien Angriffen
geling es, zwei Geleilzüge aufzureiben und dabei ſechs Dampfer zu
vernichten. Unker dieſen konnken feſtgeſtellt werden die beladenen, be
waffneten engliſchen Dampfer Füscus, 4170 Br.-Reg.-To., Turbridge,
2874 Br.-Reg.-To., Cliftondale, 3811 Br.-Reg.-To., Weverley, 3853
Br.Reg.-To., letztere beiden mil je 5000 Tonnen Kohlen nach Mallka
bzw. Pont Said unterwegs. Von dem engliſchen Da Cliftondale,
der mit zwei 15-Jenkimeler-Mörſern und einer 7,6-Jenlimeler Schnell
ladekanone bewaffnet war, wurde der Kapilän gefangen. Ferner wurde
der bewaffuele italieniſche Dampfer Pielro, 3860 Br. Reg.-To., in über
raſchendem Angriff durch Geſchätzfeuer niedergekämpft. An den vor
ſtehenden Erfolgen war in hervorragender Weiſe Kapikänleuinank von
Arnauld de la Periere beteiligt.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Dieſe hervorragenden Leiſtungen bilden ein neues Ruhmesblatt in

der Reihe der Erfolge des Kapitänleutnant Arnauld de la Periere. Der
Verluſt trifft beſonders Jtalien und die engliſchen Eroberungspläne in
Syrien und Meſopotamien. Seine Bedeutung erhellt, indem man ſich
vorſtellt, daß allein die beiden erwähnten Kohlendampfer ſoviel Brenn-
ſtoff führten, wie 1000 Eiſenbahnwagen von je 10 Tonnen zu faſſen
vermögen. Bezeichnend für den Mangel an Geſchützen, der durch die
feindliche U-Boot-Abwehr veranlaßt wird, iſt die Meldung über die
eroberten 15-ZentimeterMörſer. Derartige Geſchütze pflegt man nur für
Steilfeuer im Landkrieg zu verwenden. Auf See haben ſie wegen der
Schwierigkeit des Treffens bei ungenauer Entfernungsmeſſung im Zu
ſammenhang mit der langen Flugzeit des Geſchoſſes nur einen ſehr be
dingten Wert. Auch in dieſer Beziehung muß alſo die Not bei unſeren
Feinden bereits einen ziemlichen Grad erreicht haben. Aus der allge
meinen Bewaffnung der feindlichen Handelsſchiffe entſpringt für uns
und unſere Verbündeten der Vorteil, daß die tauſende für dieſen Zweck
benötigten Geſchütze nicht für den Landkrieg verwendet werden können.

Haag, 9. Januar. Im Monat Dezember wurden an der nieder-
ländiſchen Küſte 287 Minen angeſpült, wovon 277 engliſchen,
eine franzöſiſchen, fünf deutſchen und vier unbekannten Urſprungs
waren.

Anuſterdam, 9. Januar. Die Niederländiſche Telegraphen-Agentur
meldet, daß der Segler De Ho op, der von Amſterdam nach Hull mit
r Lumpen unterwegs war, nach Emden aufgebracht
worden iſt.

Rokterdam, t0. Januar. Maasbode meldet: Die däniſche Bark
Lysglunt und der ſchwediſche Segler Ultimus ſind geſtrandet.
Der Segler Jduna iſt geſtrandet und wrack.

K 10. Januar. Nach Mitteilung des Miniſteriums des
h Dagny am 6. Januar im Meer-buſen von Biscaya verſenkt. Zwei Matroſen werden vermißt, der
Reſt der Beſatzung wurde in Breſt gelandet.

London, 9. Januar. Das Reuterſche Bureau meldet amtlich: Das
engliſche Hoſpitalſchiff Rewa iſt torpediert worden;
es ſank am 4. Januar gegen Mitternacht im Briſtolkanal auf dem
Heimwege von Gibraltar. Alle Verwundeten wurden 3 Patrouillen
ſchiffe gerettet. Die Verluſte betrugen drei Minn der c drei
Laskaren werden vermißt. Das Schiff fuhr mit allen tern und
den durch die Haager Konvention vorgeſchriebenen Abzeichen. Es be
fand ſich nicht in dem ſogenannten Sperrgebiet, wie es in der Er-
I der deutſchen Regierung vom 29. Januar 1917 feſtgelegt wor

Wolffs Bureau bemerkt hierzu: Da die U-Boote, die hierfür in
Frage kommen könnten, zur Zeit noch in See ſind, können ſich die
zuſtändigen Stellen, wie wir hierzu erfhren, noch nchit abſchließend
äußern. Es wird von unterrichteter Stelle aber für ausgeſchloſſen

ert worden iſt.
kann nur eine V durch Minen in Frage kommen.

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Haupiquarkier, 10. Januar. (Amillich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Sädweſſlich von Ypern am Rachmiflag er Arlilleriekampf.

Weſtlich von Jandvoorde ſcheiterte ein ſtarker nächklicher Erkun
dungsvorſtoß der Engländer.

An der äbrigen Front blieb die Gefechkskätigkeit gering.

m Dezember belrägt der Verluch der feindlichen Luftſtreitkräfte an
den deulſchen Fronken neun Feſſelballone und 119 Flugzeuge, von
denen 77 hinler unſeren Linien, die äbrigen jenſeils der gegneriſchen
Stellungen erkennbar abgeſkürzi ſind.

Wir haben im Kampf 82 Flugzeuge und zwei Feſſelballone ver
loren.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
Nichts Reues.

Wazedoniſche und Jtalieniſche Front
Die Lage iſt unverändert.

Der Erſte Generalgaurklermeiſter. Ludendorff.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Gegen den Abg. Ergberger.
hetzt zur Zeit wieder der annexioniſtiſche Flügel der Zen-
trumspreſſe. Zunächſt hatte man einen Artikel gegen Erz-
berger in die ſchwerinduſtrielle Tägliche Rundſchau lanziert,
er nur direkt oder indirekt von einem Teilnehmer an

der Juli-Sitzung des Reichsausſchuſſes der Zentrumspartei
herrühren kann. Jn dieſem Artikel wird behauptet, Erzberger
habe dem Reichsausſchuß der Zentrunspartei „die Unwahr-
heit geſagt“, ſich fälſchlich auf die Oberſte Heeresleitung be-
rufen und dadurch die Stellungnahme des Ausſchuſſes in
Sachen der Friedensreſolution des Reichstages herbeigeführt.
Die Erwiderung, die darauf in der Germania erſchien, wird
in der Nr. 8 des Düſſeldorfer Tageblattes (8. Januar) als
„allzu bequeme Pauſchalableugnung“ bezeichnet, es müſſe reſt-
loſe Klarſtellung erfolgen „im Jntereſſe der Partei, ihrer
Exiſtenz (1) und ihrer Ehre“. Durch die von Erzberger er-
reichte Julireſolution ſei „die Zentrumspartei in eine der
ernſteſten Kriſen ſeit ihrem Beſtehen gebracht worden“.

Beſonders intereſſant iſt folgende Stelle in dem Artikel
des Düſſeldorfer Blattes:

Es iſt der weiteren Parteiöffentlichkeit bis jetzt auch nicht be-
kannt geworden, daß der Abg. Erzberger ſeine viel beſprochene
Aktion im Hauptausſchuß des Reichstages unternommen hat, nachb-
dem in einer Beſprechung mit dem damaligen Fraktionsvorſitzenden
abgemacht worden war, daß ſie unterbleiten ſollte, als dann, als
Herr Erzberger ſich nicht darum kümmerte, Exzellenz Spahn in
höchſtem Unwillen ſofort den Fraktionsvorſitz niederlegte und nicht,
wie uns geſagt wurde, wegen ſeiner Berufung zum Juſtizminiſter,
vielmehr nahm er dieſe Berufung an, weil er für ein erſprießliches
Wirken in der Fraktion wegen des Verhaltens des Abg. Erzberger
keine Möglichkeit mehr ſah.

Eine nationalliberale Wahlkreisorganiſation
für das gleiche Wahlrecht.

Die nationalliberale Vertreterverſammlung im Wahlkreiſe Teltow-
Beeskow-Charlottenburg hat dieſe Entſchließung angenommen:

Die ordentliche Vertreterverſammlung des nationalliberalen Bundes
im Reichstagswahlkreiſe Teltow-Beeskow-Storkow-Chatlottenburg-
Wilmersdorf erklärt, daß die Partei nach dem Erlaß der königlichen
Botſchaft vom 11. Juli v. J. und auf Grund der Erfahrungen des
Krieges, in welchem die Schichten der Bevölkerung ihre Vaterlandsliebe
in gleich opferwilliger Betätigung gezeigt haben, hinſichtlich der Wahl-
reform nicht bei den Magdeburger Beſchlüſſen beharren darf. Sie ſpricht
daher die beſtimmte Zuverſicht aus, daß die nationalliberale Landtags
fraktion auf der Grundlage des gleichen Wahlrechts eine Verſtändigung
mit den reformfreundlichen Parteien herbeiführen, und daß ſie hierbei
auch mit aller Entſchiedenheit auf baldige Verabſchiedung hinwirken
wird.

Das überlebt das Zentrum nicht.
Der Reichs- und Landtagsabgeordnete Marx vom Zen-

trum hat ſich in Münſter in einer großen Verſammlung
der weſtfäliſchen Zentrumspartei in einer ſehr bemerkens-
werten Weiſe über die Haltung ſeiner Partei zur preu-
iſchen Wahlrechtsfrage geäußert. Er erklärte, das
entrum ſei bereit, mit allen Parteien auf dem Boden

der Verfaſſung und der ſtaatlichen Ordnung zuſammen-
zuarbeiten; Vorausſetzung ſei aber, daß die anderen Par-
teien ihre kirchenfeindlichen Gedanken beiſeite ließen. Das
Dreiklaſſenwahlrecht in Preußen ſei endgültig tot. Er ge-
ſtehe ein, daß ſich das Zentrum in ſeiner Haltung zum
gleichen Wahlrecht in einer ſchweren Kriſe befinde; es
müſſe aber unbedingt das gleiche Wahlrecht Geſetz werden
laſſen und ſeine Tätigkeit darauf beſchränken, daß aus den
Kommiſſionsberatungen etwas Gutes herauskomme. Das
Zentrum habe ſeit vierzig Jahren das gleiche Wahlrecht
zu einer ſeiner Hauptforderungen gemacht und könne heute
dieſen ſeinen Grundſatz nicht verleugnen, ebenſo wie die
Regierung durch das Wort des Königs feſtgelegt ſei. Werde
das gleiche Wahlrecht nicht angenommen, ſo komme die
Auflöſung des Abgeordnetenhauſes und danach ein
Wahlkampf, den mitzumachen er ſich nicht ſtark
genug fühle. Dann würde erſt recht eine radikale Rich-tung Hlatz greifen. Was die Sorge um Kirche und Schule

angehe, ſo werde die Gefahr nicht abgewendet durch eine
Ablehnung des gleichen Wahlrechts, ſondern ſie werde
größer. Marx fuhr dann fort: „Die Zentrumspartei
iſt verurteilt, wenn ſie das gleiche Wahlrecht ab-
lehnt; ſie würde es nicht überleben, wenn ſie ihrealte Forderung nun ſelber verleugnen würde.“

Man wird dieſe des Herrn Marx bei denkommenden parlamentariſchen Kämpfen um die Wahlrechts-
vorlage gut feſthalten ſie bedeuten eine ſcharfe Ab-
kehr von der bisher im Dreiklaſſenhauſe beliebten Taktik
des Zentrums.

Die alldeutſche Flut ſteigt!
König Friedrich Auguſt hat, wie unſre Leſer wiſſen, auf ein

Telegramm der Vaterlandsmänner in Plauen mit den alldeutſchen
Eroberungsforderungen ſeinen Dank ausgeſprochen und den Willen
nach einem deutſchen Frieden zu erkennen gegeben. Heute veröffent-
licht der Miniſter des Jnnern Graf Vitzthum an der Spitze der Säch-
ſiſchen Staatsgeitung, alſo am tlich, einen Königlichen Dank für
die telegraphiſchen Kundgebungen aus einer großen Anzahl ſächſiſcher
Ortſchaften, in denen „die ſchweren Sorgen der Bevölkerung um die
Geſtaltung unſres Friedens und die Zukunft unſres Vaterlandes“
um Ausdruck gebracht werden. Da Friedrich Auguſt nicht iner Lage iſt, auf alle dieſe Kundgebungen einzeln zu antworten, Hat

er den Miniſter des Jnnern zu dem allgemeinen Danke beauftragt.
Es wird darin die feſte Zuverſicht ausgeſprochen, daß der Kaiſer,
„geſtützt auf die ungeſchwächte Kraft unſres Heeres, nur einem
ſolchen Frieden ſeine Zuſtimmung geben wird, der die freie Ent-
wicklung und das friedliche Gedeihen unſres deutſchen Vaterlandes

T

gegen alle ferneren Angriffe ſicherſtellt.“ Hier kommtdeutlich zum Ausdruck, daß die ſächſiſche Regierung Friedenswünſche
vertritt, die im Gegenſatz zu den Anſichten des Kaiſers und der
Reichsregierung ſtehen. Das haben wir ſchon lange u Wich-
tiger erſcheint uns aber, daß die alldeutſchen Kundgebungen ſo
maſſenhaft ſind, daß ſie gar nicht mehr einzeln beantwortet werden
können. Die alldeutſche Flut ſteigt. Das Volk ſei auf ſeiner Hut!

Aus dem Reichstage.
Die Fraktionsführer des Reichstages werden jetzt allabendlich

im Auswärtigen Amte durch den Unterſtaatsſekretär e
von dem Busſche über die Vorgänge in Breſt-Litowſtk in
Kenntnis geſetzt. Der vom Hauptausſchuß des Reichstags ein
geſetzte Unterausſchuß ließ ſich am Donnerstag abend über die
Maßnahmen unterrichten, die getroffen ſind bei elſaßlothringiſchen
Jnduſtriewerken, deren Beſitzer nach Frantreich gegangen ſind.
Die Verhandlungen waren ſtreng vertraulich.

Der Bundesrat hat in ſeiner geſtrigen Sitzung angenommen:
1. den Entwurf einer Bekanntmachung über Guthaben türkiſcher
Staatsangehöriger in Deutſchland, 2. den Entwurf einer Bekannt-
machung, betreffend Aenderung der Verordnung über Befugniſſe
der Reichsbekleidungsſtelle, 3. den Entwurf einer Verordnung zur
Abänderung der Verordnung über Futtermittel, 4. den Entwurf
einer Verordnung über Regelung des Verkehrs mit Branntwein.

Der preußiſche Landtagsabgeordnete v. Kröcher (konſervativ)
iſt auf ſeinem Gute Vingelberg im Kreiſe Gardelegen geſtorben.
Er vertrat den Wahlkreis Salzwedel--Gardelegen.

Gewerkſchaftliches.
Kriegsverbandstag der Bauarbeiter.

J. K. Der Bauarbeiterverband beruft einen ordentlichen Verbands
tag auf Montag, den 11. März 1918, nach Nürnberg. Seit der Ver-
ſchmelzung des Maurerverbandes mit den Bauhilfsarbeitern iſt dies erſt
die zweite ordentliche Hauptverſammlung. Jn der Zwiſchenzeit habenwiederholt Reichskonferenzen zur Erledigung der laufenden Geſchälte

ſtattgefunden. Dem Nürnberger Verbandstage wird ein neues Statut
unterbreitet, welches die Organiſation in weſentlichen Punkten umformt.
So ſollen künftig neben Ortsvereinen auch große Bezirksvereine für ge
meinſame Wirtſchaftsgebiete geſchaffen werden, die ſich über mehrere
Ortſchaften erſtrecken. Dieſe Bezirksvereine müſſen ſich Ausſchüſſe ſchaf-
fen und zur Beſchlußfaſſung über Verbandsangelegenheiten Vertreter-
verſammlungen abhalten. Die Ortsverwaltungen ſollen künftig in dex
Regel Beamte nur anſtellen, wenn ſie mehr als 600 Mitglieder haben.
Die Aufnahmebedingungen ſollen verſchärft werden, und das Eintrikts
geld wird nach dem Lebensalter geſtaffelt. Die Beiträge für die Ver
bandshauptkaſſe ſollen in Zukunft auf M. 0.50 bis M. 1.10 pro Woche
erhöht und jährlich für 52 Wochen (ſtatt bisher 44 Wochen) gezahlt
werden. Dafür ſoll die Arbeitsloſenunterſtützung auch in den beiden
Wintermonaten gezahlt und ihre Dauer von 8 auf 12 Wochen erhöht
werden. Auch für die anderen Unterſtützungszweige ſind Erhöhungen
und teilweiſe Vereinfachungen vorgeſehen.

Aus der Partei.
Keine Kandidatur Dr. Breitſcheids.

Die Meldung, daß an Stelle des verſtorbenen Abgeordneten Stadt-
hagen von den Unabhängigen Sozialdemokraten der Schriftſteller Dr.
Rudolf Breitſcheid als Kandidat für die Erſatzwahl aufgeſtellt ſei, be
ſtätigt ſich nicht. Die Unabhängigen haben zu der Kandidatenfrage noch
gar nicht Stellung genommen. Erſt eine demnächſt einzuberufende Ge
neralverſammlung des Wahlvereins Niederbarnim wird ſich mit der
Aufſtellung des Kandidaten beſchäftigen. Der Mehring naheſtehende
Stuttgarter Sozialdemokrat hat die Kandidatur Breitſcheid totzuſchlagen
verſucht, ehe ſie beſtand.
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Zurückgewieſene Anbiederung der Anabhängigen.
Auf die Bemerkung Ledebouks im Reichstage, daß die Bolſche

wiki in Rußland etwa dasſelbe ſeien, wie die Unabhängigen in Deutſch
land, antwortete die linksradikale Bremer Arbeiterpolitik, Herr Lede-
bour möchte gar zu gern vom Strahlenkranz der ruſſiſchen Revolution
ein Flimmerchen für die armſeligen Unabhängigen erhaſchen; in Wahr
heit hätten aber er und Adolf Hoffmann die wirklichen deutſchen Freunde
der Bolſchewiki mehrfach öffentlich denunzierkt, und ſich zum Kampf
gegen ſie nicht nur hinter den ſozialdemokratiſchen Parteivorſtand, ſon
dern auch hinter den Skagksanwalt geſteckt. Als Denunziant der Bolſche-
wikis in Deutſchland ſeien Ledebour und Hoffmann unfreiwillige Organe
der Kriminalpolizei und der Generalkommandos geworden. Nicht allein
Trotzki, Lenin und Zinowjew ſprächen deshalb mit kiefſter Verachtung
von der Haaſe-Partei, ſondern auch Roſa Luxemburg und Franz Meh-
ring hätten an ihrer wiſſenſchaftlichen Leuchte Karl Kautsky kein gutes
Haar gelaſſen. Kurz jede Stunde bolſchewikiſcher Arbeit überſchütte den
ganzen unabhängigen Klüngel kübelweiſe mit Schimpf und Schande.
„Die Unabhängigen ſind alt und ſchwach, die Senilität glotzt ihnen aus
allen Poren.“

Die Anabhängigen und die Bolſchewiks.
S J. K. Die Organiſation der Unabhängigen in Chemnitz hat einen

Proteſt an den Parteivorſtand geſchickt, weil eine Reihe von Leit-
artikeln der Leipziger Volkszeitung die Art angriff, wie die Bolſchwiks
die Diktatur des Proletariats ausüben. Die Chemnitzer Unabhängigen
finden daß durch dieſe Haltung der L. V. das ruſſiſche Proletariat brüs-
kiert und das deutſche verwirrt wird, ſo daß es dem Beiſpiel der
Bolſchewiks nicht mehr zu folgen vermöchte. Die Chemnitzer Unab-
hängigen ſcheinen noch nicht begriffen zu haben, daß ſie Parteipflicht
haben, unbeſchadet der parteitheoretiſchen Anſicht die Bolſchewiks her-
unterzureißen, ſolange dieſe wirklich dem Frieden mit Deutſchland
dienen.

Lehte Lokal- und Provinynachrichten.
Halle, 11. Januar 1918.

Abermalige Teuerungszulagen ſollen die ſtädtiſchen Arbeiter
und Angeſtellten erhalten. So verhieß der Oberbürgermeiſter in
der geſtrigen Stadtverordnetenſitzung, wie zur Ergänzung unſeres
Berichts darüber hier mitgeteilt ſei. Doch will die Stadtverwal-
tung damit noch ſo lange warten, bis die hierbei in Frage kom-
menden Staatszuſchüſſe geregelt ſind.

Unfall. Jnfolge Winterglätte ſtürzte in der Saalwerderſtraße
eine 65 Jahre alte Frau. ie zog ſich anſcheinend eine Hüft-
verletzung zu und mußte in ärztliche Behandlung gegeben werden.

Diebſtahl von VLotterieloſen. Jn einem hieſigen Zigarrenge-
ſchäft ſind 42 Stück Loſe der Roten-Kreuz-Lotterie (Ziehung am
16. und 17. Januar) geſtohlen worden. Die Nummern der Loſe
können nicht angegeben werden, doch handelt es ſich um Loſe in
den Nummern 90851--90900 und 95 301--95 350. ie Sperrung
der Loſe iſt bereits veranlaßt, die Kriminalpolizei bittet die
jenigen Perſonen, denen die Loſe zum Kauf angeboten werdenſelten um ſofortige Nachricht.

Merſeburg. Ausgabe von Aepfeln. Am Sonnabend
erhalten Kinder im Alter von 5 bis 10 Jahren in denjenigen
Geſchäften, in denen ſie zur Liſte angemeldet ſind je Pfd. Aepfel.

h

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Auslaundseier. Sonnabend, vormittag 8e—11 Uhr Nr. 28 001

bis 33 000, mittags 11--1 Uhr Nr. 33 001-38 500 der Lebens
mittelſcheine. Jede Perſon ein Stück für 48 Pf. in der
Talamtſchule.

S
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Bekanntmachung
ger Aenderung der Ansſührungsbeſtimmungen
Rber den Verkehr mit Zündwaren vom 16. Dezem

ber 1916 (Reichs-GSeſeggdl. S. 1394).
J

Auf Grund des S 1 der Verordnung über den Ver
kehr mit Zündwaren vom 16. Dezember 1916 Reichs
Geſetbl. S. 1893) werden die Ausführungsbeſtimmungen
über den Verkehr mit Zündwaren vom 16. Dezember
1916 (ReichsGeſetzbl. S. 1394) in der Faſſung der Be

nntmachungen vom 26. Februar 1917 (Reichs-Geſetzbl.
182) und J. Oktober 1917 (ReichsGeſetzbl. S. 894) wie

folgt geändert:
1. Jm S 1 treten an Stelle der Abſätge A und C

ſolgende, Vorſchriften
A. Bei Abgabe durch den Herſteller darf der Preis

ſolgende r nicht überſteigen (Fabrikpreis):
I. 1. Für Sicherheitshölzet und überall entzündbare

Hölzer in einer Länge bis zu 70 Millimeter in Schachteln
r e n Alte 1000 Pack zu je 10 Schachteln 400.00 M

r e zu ack zu je achteln 465,09
a.

fyr 1/1 Kiſte zu 1000 Schachteln oder Koffern
ür 2/2 Kiſten zu je 500 Schachteln oder

pffern

für geren zu je 250 Schachteln oder
ſernfür 10/10 Kiſten zu je 100 Schachteln oder

Koffern
2. Jn Schachteln efür 1/1 Kiſte zu 1000 Schachteln oder Koffern

r 22 Kiſten zu je 500 Schachteln oder
Koffern
4/4 Kiſten zu je 250 Schachteln oder

337.50
für

Kiſten zu je 10 Schachieln oder
r 10 iſten zu je achteln oderr e

3. Jn Schachteln oder Koffern zu je 300 Stück.

395.00

397.50

oder Koſſfern zu je 480 W m

335.00

Koffern

für 171 Kiſte zu 1000 Schachteln oder Koffern 215.00 M.
für 22. Kiſten zu je 509 Schachteln oder
fu ine W je 200 S chletn der 220.00
ir 4 en zu je 250 Schachteln oder

Koffern 22250für 10/10 Kiſten zu je 100 Schachteln oder

S Kofſſern 225.00C. Beim Verkauf im Kleinhandel darf der Jan
überſteigen für die unter A I 1 genannten Zünd-

r:

für eine Schachte l. 5für die unter A I 2, 3 genannten Zündhölzer:
für das Pack zu 10 Schachteln 55 Pf,
für zwei Schachteln 11für die unter A Il 1 genannten Zündhölzer:
für die Schachtel oder den Koffer. 50

für die unter A ll 2 genannten Zündhölzer:
für die Schachtel oder den Koſſer. 42

für die unter A ll 3 genannten Zündhölzer:
für die Schachtel oder den Koffer 28Kleinhandel iſt e Verkauf an den Verbrauchet.

2. Jm 8 3 Abſ. 1 werden hinter „Preiſe“ die Worte
eingeſchaltet: „und die im 82 bezeichneten Bedingungen“.

II.
Die Beſtimmungen treten mit dem Tage der Ver

kändung in Kraft.
Berlin, am 29. Dezember 1917.

Der Reichskanzler.
Jn Vertretung: Freiherr von Stein.

Bekanntmachung.
Auf Grund des 89 des Geſetzes, betreffend die

Warxenhausſteuer vom 18. Juli 1900 r S. 294),
wird jeder bereits zur Warenhausſteuer veran
legte Steuerpflichtige in dem Regierungsbezirke Merſe
burg aufgefordert, die Steuererklärung über den ſteuerpſidtigen Jahresumſatz nach dem vorgeſchriebenen For

mukar in der Zeit vom 25. Januar bis einſchließlich
10. Februar 1918 dem Unterzeichneten ſchriftlich oder zu
z okoll unter der Verſicherung abzugeben, daß die

gaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind.
Die vbenbezeichneten Steuerpflichtigen ſind zur Ab

be der Steuererklärung verpflichtet, auch wenn ihnen
ne beſondere Aufforderung oder ein Formular nicht
gegangen iſt. Auf Verlangen werden die vorgeſchrieerſt Formulare denen zugleich die maßgebenden Be

ſtimmungen beigefügt ſind. von heute an in dem Amts-
lokal des Unterzeichneten ſowie des Vorſitzenden jedes
Steuerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe V koſtenlos
verabfolgt.

Die Einſendung ſchriftlicher durch diePoſt ift zuläſſig, geſchieht aber auf Gefahr des Abſenders

d deshalb hie mittelſt Einſchreibebriefes.
ndliche Erklärungen werden von dem Unterzeichneten
rend der Vormittagsſtunden in ſeinem Amtszimmer

im Regierungsgebäude hierſelbſt zu Protokoll entgegen-
mmen.

Die Verſäumung obiger Friſt hat gemäß Z 11 desGeſetes, betreffend i. Warenhausſteuer, den atraſt der

lichen Rechtsmittel gegen Einſchätzung für das
euerjahr Folge
W en ich unrichtige oder unvollſtändige Angaben

oder wiſſentliche Verſchweigung von Um
ſag in der Steuererklärung ſind mit Strafe bedroht.

Merſeburg, den 1. Dezember 1917.

Der B de des St nh ſe
Bekanntmachung.

Zieenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,welche Kun enliſten eingereicht haben werden aufge

dert, h den 11., Sonnabend den 12., und
14. Jannge 1918, bei den von ihnen ge

Großſirmen, den in nächſter Woche zum Verkauf
gelangenden Grieß abzuholen.

Halle, den 10. Jannar 1918.

J

Der Magiſtegt.

Bekanntmachung.
Unter den Pferden der Poſthalterei O. Weſtphal

hier, Sqhreiberſtraße 20, iſt die Räude ausgebrochen.

Halle, den 8. Januar 1918.
Die Polizeiverwaltung.

ee S e n a

Bekanntmachung.
Auf Grund des S 2 der Werordpuns üher die Ver

arbeitung von Obſt vom 5. Auguſt 1916 (RGB. S. 911
und der be abändernden Verordnung vom 24. Augu
1917 (RGVB. S. 729) wird mit Genehmigung des Bevoll
mächtigten des Reichskanzlers der Handel mit Obſt und
Rharbarberwein, mit Ausnahme von Heidelbeerwein des
gadrgern s 1917 nach Maßgabe der nachſtehenden Be

mmungen freizugeben.

Für rein herben und geſüßten Apfelwein des Jahr
agnge 1917 werden folgende Höchſtpreiſe feſtgeſetzt:

J. Beim Verkauf durch den Herſteller an den Handel:
1. in Fäſſern oder offenen Gefäßen von 10 Liter Jn

halt und darüber für 1 Liter 0.95 M.,
2. in offenen Gefäßen unter 10 Liter Jnhalt und im

Ausſchank für 1 Liter 1.05 M.,
3. in Flaſchen zu mindeſtens 0,7 Liter Jnhalt (Flaſche

iſt frachtfrei zurückzugeben, andernfalls zum Ein
ſtandspreis zu vergüten) für 1 Flaſche 1.05 M.

II. Beim Verkauf durch den r den Verbraucher
und beimWeiterverkauf im Groß und Zwiſchenhandel:
1. in Fäſſern und offenen Gefäßen von 10 Liter Jn

halt und darüber für 1 Liter 1.15 M.,
in offenen v unter 10 Liter Jnhalt für
1 Liter 1.25 M.,

3. in Flaſchen zu mindeſtens 0,7 Liter Jnhalt (Flaſche
iſt frachtfrei zurückzugeben, andernfalls zum Ein
ſtandspreis zu vergüten) für 1 Flaſche 1.25 M.

Bei Abgabe an den Verbraucher durch den Groß-,
Zwiſchen und
1. in Fäſſern und offenen Gefäßen von 10 Liter Jn-

halt und darüber für 1 Liter 1.20 M.,
2. in offenen Gefäßen unter 10 Liter Jnhalt für

1 Liter 1.25 M.,
3. im Ausſchank für 1 Liter 1.45 M.,
4. in Flaſchen zu mindeſtens 0,7 Liter Jnhalt (Flaſche

iſt frachtfrei zurückzugeben, andernfalls zum Ein
ſtandspreis zu vergüten) für 1 Flaſche 1.45 M.

Für rein herben und geſüßten Birnenwein des Jahr-
genegt 1917 ermähßigen ſich ſämtliche Preiſe um 1 Pf.
ür Miſchungen von Apfel- und Birnenwein aller Art

des Jahrganges 1917 tritt eine Ermäßigung obiger Preiſe

um 5 Pf. ein. 8
gar rein herben und für geſüßten oder ſfüß vergorenen

Apfel- oder Birnenwein früherer Jahrgänge, die nicht
mindeſtens 9 Volumenprozent Alkohol enthalten, bleiben,
auch wenn die letzteren ſind, die in der Bekannt-
machung vom 3. April 1917 eigen Preiſe zuzüglich
10 Pf. Zuſchlag beſtehen, ebenſo für ausländiſche Apfel und
Birnenweine Lannzer Jahr änge und Arten, ſoweit nicht
die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Verwaltungsab-
teilung Berlin, gemäß S 7 der angezogenen Verordnung
Ausnahmen zulaſſen wird.

Die Preiſe für ausländiſche Apfel- und Birnenweine
des Jahrganges 1917 beſtimmt die Reichsſtelle für Ge
müſſe und Obſt, Verwaltungsabteilung Berlin.

g 3.
Süß vergorene Apfel- und Birnenweine aller Jahr

ßer die 9 Volumenprozent oder mehr Alkohol ent
alten, dürfen, auch wenn ſie gefüßt ſind, von Herſtellerxn

und Händlern nur mit Se wigerg der Kriegsgeſell
ſchaft für Weinobdſt-Einkauf und -Verteilung, G. m. b. H.,Verlin, abgefetzt werden. Herſteller und Händler, die

ch im Beſitz ſolcher Obſtweine befinden, haben ihre ge
amten Beſtände daran bei der ne ür

t

III.

Weinobſt-Einkauf und Verteilung, G. m. b. H., Berl rlin SW,
68, Kochſtraße 6, III, bis zum 28. Dez. d. J. anzumelden.

F.
Für die folgenden Beerenweine und für Rhabarber

wein des Jahrgangs 1917 werden nachſtehende Höchſt
preiſe feſtgeſetzt:

2 t
e

a

M. M. M. W.J. Beim Verkauf durch den Her
ſteller an den Handel:
1. in Fäſſern oder offenen Ge

fäßen von 10 Jnhalt und
darüber, für 11

2. in offenen Gefäßen unter
10 Jnhalt und im Aus
ſchank, für 1 (0.90 1.853. in Flaſchen zu mindeſtens

ca Jnhalt (Flaſche iſt
achtfrei zurückzugeben,

andernfalls zum Einſtands
preis zu vergüten), für 1Fl.

II. Beim Verkauf durch den Her
ſteller an den Verbraucher und
beim Weiterverkauf im Groß
und Zwiſchenhandel:
t. in Fäſſern und offenen Ge

fäßen von 10 Jnhalt und
darüber, für 11

2. in offenen Gefäßen unter
101 Jnhalt, für 1 1.10 2.10 2.20

3. in Flaſchen zu mindeſtens
0,7 1 Jnhalt (Flaſche iſt
frachtfrei zurückzugeben,
andernfalls zum Einſtands r
preis zu r für 1 Fl. 1.10 2.10 2.20

III. Bei der Abgabe an den Ver
braucher durch den Groß-,
Zwiſchen und Kleinhandel:
1. in Fäſſern und offenen Ge

fäßen von 10 Jnhalt und
darübet, für 11

2. in offenen Gefäßen unter
101 al ür 11. 1.10 2.15 2.25 2.45

3. im Ausſchank, für 11 1.30 2.50 2.75 3.
4. in Flaſchen zu mindeſtens

97 Inhalt (Flaſche iſt
frachtfrei re eben,
andernfalls zum Einſtands
preis zu vergüten), für 1Fl.

Beerenweine und Rhabarberweine aller früheren
Jahrgänge ſowie ausländiſche Beerenweine und a
arberwein früherer Jrgrs und Arten, ſoweit nichtdie Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, SCraitung

abteilung Berlin, für dieſe letzteren gemäß S 7 der Be
kanntmachung vom 3. April 1917 Ausnahmen d

W ren e zu P re e zn egen. Die Preiſefür und ren und Rhebarderwein des Jahr
e ehe fur Senije undt Verwallungeadteilung Berlin.

s 6.

0.80 1.70 1.80 2.

1.95 2.15

0.90 1.85 1.95 2.15

2.30
2.40

1.05 2.10 2.20

1.30 2.50 2.75 3.

Beim Verkauf in kleineren als 0,7 LiterFlaſchen (vgl. S 1 und müſſen die Preiſe entſprechend

a ez e i den e ehe n ne ete 4 m 59
gabe in kleinen Mengen inermäßigt werden. Bei ePreis auf 5 Pfennig nachlaſchen oder offen darf

oden abgerundet werden.
8 7.Siäntliche Preiſe gelten für Herſteller ab Bahn oderSchiffsſtation des Derflelnngeories ür Händler ab Bahn

oder Schiffsſtation des Händlers, bei Lieferung am Her-
ſtellungsort oder am Orte des Händlers für Herſteller
und Händler frei Haus des Käufers, ſoweit dies dem
Ortsgebrauch rigen Der Flaſchenpreis gilt ohne
Flaſche und ohne Verpackung, dieſe dürfen nur in Höhe
der Selbſtkoſten in Rechnung geſtellt werden. Sonſtige
Zuſchläge irgend welcher Art dürfen nicht erhoben werden.

8 8.
Die Herſteller haben die Verpflichtung, zu niedrigeren

als den g. Preiſen wenn der Geſtehungspreis ſich an Hand der Einkäufe der Rohware
niedrigerer ſtellt, die Händler wenn ſeitens
der Herſteller niedrigere Preiſe zur Berrhnung gelangten.

g 9.
Die Landesſtellen für Gemüſe und Obſt dürſen im

Einverſtändnis mit der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt,
Verwaltungsabteilung niedrigere, für den Ausſchank
jedoch höhere Preiſe feſtſezen. Jnsbeſondere liegt es den
Landesſtellen ob, niedrigere Preiſe für landesüblich ge
wäſſerte Apſel- und Birnenweine feſtzuſetzen.

10.

Ueber die Freigabe des Handels mit Heidelbeerwein
des Jahrgangs 1917 und die Feſtſetzung der Preiſe dafür
werden beſondere Beſtimmungen ergehen Bis dahin iſt
der Abſatz von Heidelbeerwein des Jahrgangs 1917

verboten. u
Obſtweine des Jahrganges 1917, die aus bei der

Kriegsgeſellſchaft für Weinobſt-Einkauf und Verteilung,
G. m. b. H., Berlin, bisher nicht angemeldeten Betrieben
ſowie aus nicht gewerblichen Betrieben herrühren, dürfen
nach wie vor nicht abgeſetzt werden. Jm übrigen wird
die Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1917 aufgehoben.

8 12.
Zuwiderhandlungen werden gemäß 8 9 der Ver-

ordnungüber die Verarbeitung von Obſt vom 5. Auguſt 1916
(RGBl. S. 911) und der ſie abändernden Verordnung
vom 24. Auguſt 1917 (RGBl. S. 729) beſtraft.

8 13.
Dieſe Beſtimmungen treten am Tage ihrer Bekannt-

gabe im Reichsanzeiger in Kraft.
Berlin, den 10. Dezember 1917.

Rriegoteſen ſaß für Weinobſt-Einkauf und Ver
eilung. G. m. b. H.i rtel.

Bekanntmachung,
Anmeldung zur Landſturmrolle betreffend.
Durch den Aufruf des Landſturms vom 28. Mai

1915 iſt u. a. die ganze jüngſte Jahresklaſſe des Land-
ſturms J. Aufgebots jetzt Geburtsjahrgang 1900
betroffen worden.

Die Verpflichtung zur Anmeldung zur Landſturmrolle
beginnt mit dem Zeitpunkte des Eintritts in das wehr-
es Alter, alſo mit der Vollendung des 17. Lebens-
ahres.

Diejenigen Wehrpflichtigen, die bis einſchließlich
31. Dezember 1917 das 17. Lebensjahr vollendet haben,
werden hierdurch aufgefordert, die Anmeldung zur Land
ſturmrolle, ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt,

in der Zeit vom 17.--22. Januar 1918 von 11--1 Uhr
n trag im Stadthaus, Schaſerſtraße Nr. 1 II,

immer Nr. 18, zu bewirken.
ie nicht in Halle oder in den eingemeindeten Vor-

orten (Giebichenſtein, Trotha und Cröllwitz) geborenen
Wehrpflichtigen haben bei der Anmeldung einen ſtandes

amtlichen Geburtsſchein, der zu dieſem Zwecke koſtenlos
erteilt wird, vorzulegen. Für die in Halle oder in den
früheren Vororten Geborenen genügt jeder andere amt-
liche Pueomeis, wie Jnvalidenkarte, Arbeitsbuch, Schul
zeugnis.

Unterlaſſung der Anmeldung hat Beſtrafung nachden Bintarſtraſgeſegen zur Folge.

Halle, den 8. Januar 1918.
Der Zivil- Vorſitzende der Erſatzkommiſſion Halle

(Stadtkreis).

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 12. Januar 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Nr. 6901--7000, um 9 Uhr Nr. 7001--7100,
um 10 Uhr Nr. 7101--7200, um 11 Uhr Nr. 7201--7300,
um 12 Uhr Nr. 7301--7400, um */21 Uhr Nr. 7401--7500.

Halle, 10. Januar 1918.
Der Magiſtrat.

r n 3re i
2 R a

r

v

Sonnabend, den 12. gruar
nachmittags

Aſchenbrödel.
Märchen von Görner.

Anfang 7,30 Uhr. Ende 11 Uhr
zum Beſten des Nationalen

Frauendienſtes: t
Die Geſchwiſter

Schauſpiel von Goethe.
ierauf zum 1. Male:
uſannens Geheimnis,

heitere Oper v. WolfFerrari
Zum Schluß: Tanzbilder.
Sonntag, den 13. Januar
nachm. Die Fledermaus,

abends: Die toten Augen.

90090009409000000
Gardinen

abgepaßt und vom Stück
483] Teppiche

in allen Größen

Tischdecken,
Plüsch-, Tuch- und Stoffdecken

in allen Preisla
LeH. Elkan, u

00009900000000000

B Stadtbad e
Haut- u. Haarpflege-Räume

(Thorbogen rechts)
Gesichts-Krauter-Dampfbäder

W Fara-Massage
einz. bewährt. Auffrischung
erschlaffter, welker, faltig.,
spröder u. großporig. Haut.
Beseitigung von Mitessern,
Grieß, Sommersprossen,
Leberflecken, Warzen, Ge-
sichts- u. Nasenröte (Frost-
schäden). Damenbüärte
schmer?- u. narbenlos.! 6685

Alte, abgeſpielte auch
zerbrochene

rämmophon Mättof

kauft zu feſtgeſetzten
Preiſen ohne Gegenkauf

Gustav Vhlig
Uhren u. Muſikwerke,
untere Leipziger Str.

Sonntag geöffnet von? 39 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

von 11,30 bis 1,30 Uhr.

Korsette
für Damen und Kinder

in allen Weiten,
Strümpfe

in Wolle, Baumwolle u.
Seide,f. Damen, Herren

und Kinder
in allen Preislagen

im Kaufhaus
H. Bhan, er

Echte Porzellan

Kafeosbrvine

mit hübschen Malereien
sehr villig

C. F. Ritter
Leipziger Straße 90.

Alte Promenade tia
Fernruf 5738.

ITCCADDDDDDDDDDDDGECCCDDGDDdCCGCDDDCCCurddDkCCCCoDddCCckcDcchCcchdCon

bottes Aühlen mahlen langsam

Tragödie in 3 Akten.

Lustspiel in 2 Akten mit Knoppchen.

Leipzigerstraße 88

DDhCCogDckchhzccccnuduu2

Das trennende Band.
Drama in 3 Akten

mit U Jacobsson, der Darstellerin
„Die Lieblingsfrau des Maharadscha.“

EE

Verhinderte Eheirrungen.
Lustspiel in 2 Akten.

Beginn in beiden Theatern 4 Vhr.

Fernruf 1224.
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landſtr. 20, zum Schiedsmann für den 238.

Schöne 20 M.r lale 50 M. Geldſtrafe hilfsweiſe 1

Nr. 9.

Halle und Saalkreis.
Halle, 11. Januar 1918.

Wahlen von Schiedsmännern. Auf eine dreijährige Amtsdauer
ſind folgende Herren wieder gewählt und beſtätigt worden: Der Apo-
theker Alfred Reubke, Handfelderſtr. 1, zum Schiedsmann für den
3. Bezirt; der Kaufmann Otto Schaaf, Wörmlitzerſtr. 107, zum Schieds
mann für den 8. Bezirk; der Mittelſchullehrer Friedrich Kirchert, Wie

Bezirk; der Kaufmann
Friedrich Huhn, RichardWagner-Str. 26, zum Schiedsmann für den

34. Bezirk; der Kaufmann Felix Böhm, Wörmlitzerſtr. 100. zum
Schiedsmann- Stellvertreter für den 8. Bezirk; der Tiſchlermeiſter K.
Jungblut, Glauchaerſtr. 8, zum Schiedsmann Stellvertreter für den
5. Bezirk, der Kaufmann Otto Filß, Landsbergerſtr. 27/28, zum
Schiedsmann- Stellvertreter für den 18. Bezirk; der Fabrikdirektor Gu-
ſtav Buchmann, Beyſchlagſtr. 27, zum Schiedsmann für den 13. Bezirk;
der Mittelſchullehrer Karl Hermann, ViktorScheffel-Str. 1, zum Schieds
mann- Stellvertreter für den 28. Bezirk; der Gartendirektor Emil Berck
ling, Am Galgenberg 2, zum Schiedsmann- Stellvertreter für den 31.
Bezirk; der Konditoreibeſitzer Hermann Dietze, Burgſtr. 38, zum Schieds
mann- Stellvertreter für den 33. Bezirk.

Feſtſetzung der Pekroleummenge für Januar 1918. Die zur
Entnahme von Petroleummarken auf Grund der Bekanntmachung des
Magiſtrats über die Reglung des Verkehrs mit Petroleum im Stadt
kreis Halle vom 16. September 1917 berechtigten Haushaltungen und
Perſonen (Einzelhaushalte, Untermieter) erhalten, ſoweit ſie nachweis-
lich kein Gas oder elektriſches Licht in ihren Wohnräumen haben, für
die vierte Verteilungsperiode. vom 1. bis 31. Januar 1918 drei Petro
leummerken, die zum Einkauf von 1/4 Liter Petroleum zum Preiſe von
36 Pf. pro Liter im Kleinhandel berechtigte... Die Petroleummarken
werden gegen Vorlage einer entſprechenden vom Hauswirt ausgeſtellten
und vom zuſtändigen Polizeirevier beſtätigten Beſcheinigung gleichzeitig
mit den Brotmarken in den Brotmarkenausgabeſtellen ausgegeben, und
zwar wird für die Wochen vom 10. bis 16., 17. bis 23. und 24. bis 30.
Januar je eine Petroleummarke ausgegeben. Frühaufſteher, d. h. Per
ſonen, die an früher Morgenſtunde zur Arbeit gehen, erhalten außerdem
35 Liter gegen Vorlage einer Arbeitsbeſcheinigung neben den anderen
Ausvweiſen ebenfalls in den Brotmarkenausgabeſtellen. Die Frühauf-
ſteher müſſen mit dieſem Quantum auf jeden Fall den ganzen Monat
auskommen, da infolge des Petroleummangels eine weitere Zulage nicht
gewährt werden kann.

Und immer wieder unreelle Obſt und Gemüſehändler! Jetzt hat
beinahe jeder Tag ſeine Beſtrafungen wegen Höchſtpreisüberſchreitungen,
Wucher uſw. in bezug auf Obſt und Gemüſe. Für heute liegen folgende
vor: Die Lebensmittelhändlerin Emma Schöne geb. Bauermann, Böll-
berger Weg 9, die ledige Emma Schöne, Böllberger Weg 9, der Kauf-
mann Otto Altrichter, Bernburger Straße 20 und die Lebensmittel-
händlerin Anna Wernicke geb. Gieſe, Wörmlitzer Straße 11, ſind durch
rechtskräftiges Urteil des hieſigen Schöffengerichts wegen Vergehens
gegen das Geſetz betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln, Bundes
ratsverordnung gegen übermäßige Preisſteigerung, ſowie Nahrungs-
mittelfälſchung und Kriegswucher verurteilt worden, und zwar erhjielten

Fräulein Schöne 10. M., Fran Wernicke 30 M.
ag Gefängnis für je

5 M. Gegen die Handelsleute Albert Hübe, Fleiſcherſtraße 5, und
Kurt Kramer, Breite Straße 7, iſt durch rechtskräftigen Strafbefehl
des Amtsgerichts wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für Aepfel und
Birnen eine Geldſtrafe von je 30 M. oder 6 Tage Haft feſtgeſetzt wor

den. Die Handelsfrau Friederike Költzſch geb. Wagner, Geiſtſtraße 38,
erhielt durch rechtskräftigen Strafbefehl des Amtsgerichts wegen Höchſt
preisüberſchreitung für Bohnen eine Geldſtrafe von 45 M. oder 9
Tage Gefängnis zudiktiert.

Der Bücherſchwindel blüht wieder. Von der hieſigen Rechtsaus
kunftsſtelle wird uns geſchrieben: Jn letzter Zeit hat ſich beſonders ein
Berliner Reiſender namens Paul Schulz, wohnhaft in Wilmersdorf bei
Berlin, Heilbronner Straße 7, auf dem Gebiet des Bücherſchwindels her
vorgetan. Er hat an verſchiedenen Stellen durch ſchwindelhaftes Ge-
baren, insbeſondere durch die Angabe, er komme aus dem Kriegs-
miniſterium, Beſtellungen auf das Werk „Die Geſchichte des Weltkrieges“
erſchlichen. Er hat das Werk teils zu 72 M., teils zu 90 M. verkauft.
Vor Schulz, einem wiederholt wegen Betrugs vorbeſtraften Menſchen,
wird hiermit dringend gewarnt. Schulz hat teilweiſe Beſtellſcheine be
nutzt, worauf ein Generalvertreter Hans Schulz in Hamburg, Bismargck
ſtraße 80, genannt wird. Beide ſind Brüder. Auch Hans Schulz iſt
wiederholt vorbeſtraft. Bei einer geſchäftlichen Abmachung mit ihm muß

eilage zur Volksſtieilage zur Volksſtimme.
Halle, Freitag den 11. Januar 1918.

e—öv<
2. Jahrgang.

ebenfalls eindringlich zur größten Vorſicht gewarnt werden. Beſchwer

den nimmt die Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen in
Lübeck oder die ſtädtiſche Rechtsauskunftsſtelle hier entgegen.

Kindesausſehzung. Am Mittwoch vormittag gegen 10 Uhr
wurde auf der Treppe des Grundſtücks Steinweg 24 ein etwa 3 Tage
alter Knabe hilflos aufgefunden. Etwa Stunde zuvor hatte dort eine
Frau geſeſſen, die ein Kind ſtillte. Von dieſer fehlt bisher jede Spur.
Das Kind, das mit weißem Hemdchen und Jäckchen und weißrotem
Mützchen bekleidet war, trug um den Leib ein abgeriſſenes Stück Lein
wand mit den Zeich P. B. Eingewickelt war es in ein graukariertes
Umnſchlagtuch und in ein graues Halstuch. Das Kind wurde dem Kin
derheim zugeführt.

Kleine Brände. Zur Beſeitigung eines Stubenbrandes wurde
die Feuerwehr nach einem Grundſtück am Weidenplan gerufen.
Später mußte die Wehr nochmals nach einem Grundſtück am Kaulen-
berg abrücken, woſelbſt ein Wandbalken, der Verbindung mit einem
Schornſtein hatte, in Brand geraten war.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Sfadiiheater. Heute, Freitag, wird die Oper „Doktor und

Apotheker“ zum erſtenmal wiederholt. Sonnabend: Aufführung zu
gunſten des Nationalen Frauendienſtes. Der Sonntag- Spielplan
bringt nachmittags 34 Uhr als Fremdenvorſtellung eine Aufführung
der „Fledermaus“, abends 736 Uhr „Die toten Augen“ von Eugen
d'Albert. Eine Wiederholung des Weihnachtsmärchens „Aſchenbrödel“
iſt für Sonnabend nachmittag 354 Uhr angeſetzt.

Aufführung zugunſten des Nafionalen Frauendienſtes im Sladt-
iheaker. Die Vortragsfolge der für Sonnabend angeſetzten Aufführung
zugunſten des Nationalen Frauendienſtes bringt außer der reizenden
einaktigen Spieloper von Wolf-Ferrari „Suſannens Geheimnis“, in der
die weibliche Hauptpartie Dina Mahlendorff ſingen wird, eine neue Ein
ſtudierung des Goetheſchen Schauſpiels „Die Geſchwiſter“, das ſeit einer
langen Reihe von Jahren ganz aus dem Spielplan des Stadttheaters
verſchwunden geweſen iſt: es wurde zum letztenmal 1913 im Lauchſtedter
Goethetheater gegeben. Um den Abend möglichſt vielſeitig zu geſtalten,
werden zum Schluß eine Reihe von Tänzen dargeboten, die von Frl.
Peters, der Ballettmeiſterin des Stadttheaters, vorbereitet ſind und von
dieſer ſowie den Solotänzerinnen und den übrigen Damen des Balletts
getanzt werden. Während der beiden Pauſen konzertiert ein kleineres
Orcheſter ſowohl in den Wandelgängen wie auf der Diele des Theaters.
In Anbetracht des wohltätigen Zwecks (der geſamte Reinertrag fließt
dem Nationalen Frauendienſt Halle zu) darf wohl erwartet werden,
daß das Haus bis zum lotzten Platze ausverkauft iſt.

StadtverordnetenVerſammlun
Halle.

Außerordentliche Sitzung vom 10. Jannar.
Die Sitzung wurde vom Vorſitzenden mit einem warmherzigen

Nachruf für den verſtorbenen Stadtverordneten Arnholz ſowie ver
ſchiedenen Mitteilungen eröffnet, darunter der, daß der Stadtrat
Lindner beſtätigt worden iſt.

Neuwahlen. Zunächſt erfolgte die Neuwahl des Vorſtandes der
Stadtverordnetenverſammlung. Sie ergab die Wiederwahl der bis-
herigen Herren unter 4 bis 6 Stimmenthaltungen. Genau ſo ging
es mit der Wahl der Deputationen und Ausſchüſſe. Dieſe wurden
nur inſoweit ergänzt, als das durch das Ausſcheiden des einen oder
andern Mitgliedes notwendig geworden war. Von unſeren Ge-
noſſen kam hierbei lediglich Genoſſe Emmer in zwei weitere Depu-
tationen.

Aenderung der Gewerbeſteuer-Ordnung.
Der Artikel I des am 1. April 1913 in Kraft getretenen Nach

trages zur Eewerkeſteuer- Ordnung der Stadtgemeinde Halle vom
13. Januar 1903 beſtimmt folgendes: „Für Betriebe, die ſich über
mehrere Gemeinde- (Guts-) Bezirke erſtrecken, wird der Veran-
lagung der überwieſene Teilbetrag des ſtaatlich veranlagten Ge-
werbeſteuerſatzes zugrunde gelegt. Der Teilbetrag erhöht ſich
jedoch, wenn der Betrieb auswärts ſeinen Sitz hat und in der
hieſigen Gemeinde nur eine oder mehrere Zweigniederlaſſungen
(Filialen) unterhält, um 50 vom Hundert.“ Dieſe Beſtimmung
bezweckt, diejenigen Gewerbebetriebe, die auswärts ihren Haupt-
betrieb und in Halle nur Nebenbetriebe (Filialen) haben, mit dem
feſtgeſetzten Steuerzuſchlag ſtärker als die hier heimiſchen Betriebe
zur Gewerbeſteuer heranzuziehen. Die Erhebung dieſes Zuſchlags

iſt jedoch nach der inzwiſchen erfolgten Rechtſprechung des Ober
verwaltungsgerichtes inſoweit unzuläſſig, als Betriebsſtätten oder
Generalagenturen in Frage kommen, da in dieſen Fällen eine
Zweigniederlaſſung (Filiale) nicht vorhanden ſei. urch dieſe
Rechtſprechung ſind allein in einem Falle während der beiden letzten
Steuerjahre etwa 13 000 M. Gewerbeſteuer ausgefallen. Jnfolge
deſſen macht ſich eine anderweite Umſchreibung des Niederlaſſunge-
Begriffs hinſichtlich aller derjenigen Betriebe, deren Hauptnieder-

nicht in Halle, ſondern auswärts liegt, im Sinne der vor
ſtehenden Beſtimmung erforderlich, wozu folgende Faſſung vorge-
ſchlagen wurde: „Der Teilbetrag erhöht ſich jedoch um 50 vom Hun
dert, wenn der Betrieb auswärts ſeinen Sitz hat und 1. in der
hieſigen Gemeinde nur eine oder mehrere Zweigniederlaſſungen,
Betriebs-, Fabrikations-, Ein oder Verkaufsſtätten, Speichet
Warenlager oder Kontore oder in ſonſtiger Weiſe einen ſtehendeli
Betrieb unterhält; 2. ſtändige Vertreter des Betriebsunternehmens
in der hieſigen Gemeinde wohnen, mögen dieſe Vertreter zu dem
Betriebsunternehmer in einem Dienſtverhältnis ſtehen oder ohne
ſolches Geſchäft in ſeinem Namen und für ſeine Rechnung auf
Grund allgemeiner oder beſonderer Ermächtigung abſchließen.“

Ferner hat ſich ergeben, daß die nach S 4 der Gewerbeſteuer-
ordnung zu berechnende Perſonalſteuer infolge der eingetretenen
Lohn- und Gehaltsaufbeſſerungen weſentlich zurückgegangen iſt,
da die feſtgeſetzte Einkommensgrenze (2000 M.) von der Mehrzahl
der Hilfsperſonen 'weit überſchritten wird, was eine Freilaſſung
von der Kopfſteuer zur Folge hat. Hilfsperſonen können ſomit nach
den jetzigen Vorſchriften des S 4, St.-O. bei Berechnung der Kopf
ſteuer nicht mehr in Frage kommen. Da nun von vornherein auf
den hierdurch entſtehenden Steuerausfall nicht verzichtet werden
kann, empfiehlt es ſich, die Einkommensgrenze auf 4000 M. zu
erhöhen. Eine Nachtragsbeſtimmung zu L 4 St.-O. erſchien daher
notwendig und lag vor.

Beide Aenderungen wurden ohne Debatte angenommen.

Preiserhöhung und Teuerungszulagen am Stadttheater.
Die Theaterdeputation und der Magiſtrat ſchlagen unter Vor

legung einer ſehr ausführlichen Denkſchrift, auf die wir noch zurück
kommen werden, eine Abänderung des mit dem Theaterdirektor
Sachſe geſchloſſenen Vertrages dahin vor, daß „alsbald“ folgende
neue Eintrittspreiſe in Kraft treten, wobei wir die alten zum Ver

gleich gegenüberſtellen:

t Schauſpiel Opern Stammkarten-
preiſe preiſe preiſebisher neu bisher neu bisher nen

W. 4.10 5.-- 5.10 6. 2.70 3.70
Vorbühnen-Laube 1. Ring 4.10 5. 5.10 6.

75 85 90 I.45 50 55 60
--.90 1.10 1.15 1.25

2. Ring, Hinterreihen
2. Ring, letzte Reihen
3. Ring

Oberring --.50 60 60 70Die Mehreinnahmen, die hierdurch für die einzelnen Plätze im
Vergleich zu ihren bisherigen Preiſen bis Ende der Winterſpiel-
zeit 1918 erzielt werden, fließen einem Fonds zu, deſſen Mittel dazu
beſtimmt ſind, den feſt Angeſtellten des Stadttheaters, ſoweit ſie
nicht Angeſtellte der Stadt Halle ſind, „Teuerungszulagen für die
Zeit von Anfang Januar 1918 bis zum Ablauf der gegenwärtigen
Winterſpielzeit zu gewähren. Die Teuerungszulagen betragenmonatlich für Unverheiratete 20 M., Verheiratete 25 M., für Se

gatten, die beide am hieſigen Stadttheater beſchäftigt ſind, zuſammen

1. Ring-Laube 3.60 4.50 4.10 5. 2.70 3.70
1. Ring 3.60 4.10 4.10 4.60 2.70 3.20Seſſel e e 7 e 0 9 3.60 4.10 4.10 4.60 2.70 3.20
Sperrſitz. 3.10 3.60 3.60 4.10 2.20 2.70
1. Plaz 2.50 2.80 3.-- 3.30 1.70 2.20
2. latz 1.75 2. 2. 10 2.50 ren rnZ. Ring-Laube e 1.40 1.60 1.80 2. n2. Ring, Vorderreihen 1.40 1.60 1.80 2.-- 1.20 1.45

30 M., und für jedes Kind unter 18 Jahren, ſofern es nicht mehr als
30 M. eigenes Monatseinkommen hat, 10 M. Die, Zahlung erfolgt
am Anfang jeden Monats für den vorangegangenen M
Reichen die Mittel des Fonds zur vollen Gewährung der obigen
Sätze nicht aus, ſo tritt eine entſprechende Kürzung ein. Dieſe iſt
in der Folgezeit auszugleichen, ſobald die Mittel des Fonds über
den zeitweiligen Bedarf hinaus gewachſen ſind. Bleibt nach Ab-
ſchluß der Winterſpielzeit und Zahlung der vorgeſehenen Monats
ſätze ſeit Anfang Januar 1918 ein Ueberſchuß, iſt er zur nach-
träglichen Gewährung einer Teuerungszulage in Höhe der obigen
Sätze auf die vor dem 1. Januar 1918 liegende Zeit, und zwar,
ſoweit die Mittel reichen, bis zum 1. September 1917, zurückzuver
wenden.

Die Vorlage wurde von den Vorſitzenden der Theaterdepu-
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Liſette.

Eine flämiſche Dorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine Schmidt-Lahr.

Aus kräftigem Holßz geſchnitzt, mit ungebrochener Stimme
und blühender Geſichtsfarbe, hatte Vater Roels bei Beginn
ſeiner 60 iger Jahre des Todes noch nicht anders als mit
Hohn gedacht. Er genoß das Leben mit jeder Fiber, als ob
die Erde ihm als bleibende Stätte geſichert ſei.

Gut und Hof, und Menſch und Tier hielt er alle unter
einer Fuchtel. Es ſchien zwar nicht ſo, weil er ſeine ſtrengen
Befehle mit groben Späßen verbrämte. Doch duldete er keine
Widerrede. Man hätte ſich auch wohl gehütet, ſolche vorzu
bringen. Da er mit dem erſten Glockenſchlag auf den Beinen
war und als ketzrer ſchlafen ging, hätte man auch nicht einen
Strohhalm ohne ſein Wiſſen auf die Seite bringen können,
und Burſchen und Dirnen fühlten oder glaubten wenigſtens
zu fühlen, daß das Auge des Herrn immerwährend auf ihnen
ruhte, ohne das, wie die Volksweisheit ſagt, auch das Schwein
im Stolle nicht fett wird.

Für die Sorgen des Meiſters hielt ſich Vater Roels in
ausgedehntem Maße an den Genüſſen des Fleiſches ſchadlos.
Wenn auch weniger wie früher, ſo hatte er ſich doch mehr und
mehr den Tafelfreuden ergeben, entweder im eigenen Hauſe
oder als Gaſt bei Bekannten. Denn wo hätte je ein Bauer,
deſſen Korn gerade ſteht, es verſchmäht, ſich an die gefüllten
Schüſſeln zu halten oder ein kleines Fäßchen anzuzapfen oder
eine duftende Flaſche zu köpfen, deren blutroter Jnhalt durch
die Adern rinnt, die Lebensgeiſter erfriſcht und die Zunge löſt.

Was die Welt über ihn ſagte, das kümmerte Vater Roels
nicht im geringſten. Um des guten Beiſpiels für die Leute
willen und weil man ſie ſo beſſer gängelt, ging er jeden
Sonntagmorgen in die Kirche. Am Abend nahm er, unter
dem Vorwand, ſie den Katechismus zu lehren, die Obermagd
in ſein Bett. Das nannte er den Tag enden, wie er ihn be-
gonnen hatte, nämlich gut. Von Aemtern und Würden hielt
er nicht viel. Ja, er hatte ſogar die Wahl als Gemeinderat

was höchſt wahrſcheinlich nur die Vorſtufe zum
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abgelehnt, dSchöffenomt, wenn nicht gar zum Bürgermeiſterpoſten geweſen

wäre, welch letzteren der Herr Graf zu vergeben hatte. So

durſtes zu befriedigen.

zog er denn vor, ſich von weitem über die unſagbaren Win-
dungen und Sprünge zu beluſtigen, die dieſe Schlafmützen
von Räten auf den Befehl des hochadeligen Herrn ausführten.

Kurz, Vater Roels war gut zu Fuß, hatte offene Augen,
ein lebhaftes Weſen, einen guten Magen, im Vollbeſitze ſeiner
Sinne, einer anſehnlichen Barſchaft, einer unbändigen Lebens-
luſt und genoß das Anſehen von ſeinesgleichen, die ihn für
einen beneidenswerten und reſtlos glücklichen Mann hielten.

Vor allem hatte er doch auch ſeinen Sohn. Edgar war,
von einer zärtlichen Mutter forgfältig behütet, aufgewachſen.
Sie hatte die Schwachheit gehabt, ihm in allem ſeinen Willen
zu laſſen,, ſo daß er wie eine Treibhauspflanze ſeiner voll
kommenen Blüte- entgegenreifen konnte. Vater Roels, der
ſeinen Sprößling ſo verhätſchelt ſah, hätte lieber gehabt, er
hätte ſich mit den kleinen Dorfraufbolden herumgebalgt, und
ärgerte ſich manchmal wütend. Denn zu was ſollte eine ſolche
Erziehung eigentlich führen? Solche Erziehungsmethode iſt
allenfalls für einen künftigen Pfarrer geeignet! Dann be
ruhigte ſich der gute. Mann aber wieder, denn der Arzt hatte
ihm ja geſagt, daß ihre zarte Konſtitution ſeiner Frau nur
ein kurzes Leben vergönne, da ſie ſchon vor ihrer Verheiratung
nicht geſund ſchien, und bei den Geburten noch ungemein ge-
litten hatte. So war es ſchließlich beſſer, garnichts zu tun,
als Gewalt anzuwenden, auf die Gefahr hin, eine tragiſche
Wendung herbeizuführen.

Als Edgar 15 Jahre alt war, ſtarb feine Mutter. Jn
dieſem Augenblick, wenigſtens unmittelbar darauf, kam der
vollkommene Umſchwung. Wie ein losgelaſſenes Füllen, das
allzulange in Haft gehalten war, ſchnaubend und ſtampfend
und trunken vor Lebensluſt davonſtürmt, ſo warf Edgar, zur
unverhohlenen Freude ſeines Vaters, die Zügel von ſich.
Rückhaltslos ſtürmte er davon, mit dem Erfolg, daß er
nach einigen Monaten die verlorenen Jahre der mütterlichen
Verzärtelung bei weitem eingeholt hatte. Er ſchlug in Tem
perament und körperlicher Veranlagung ganz nach dem Vater.
Er war in der Lage, ungehindert alle Launen ſeines Lebens-

Und das in einer Umgebung, wo
viele Gelegenheiten dazu geboten waren, und wo man ihn,
wenn auch nicht entgegenkam, doch viele ſeiner Streiche von
vornherein vergab. Und bald hallte der Dorfklatſch wieder
von den Heldentaten ſeiner Jugendluſt, vor denen ſelbſt die
des Vaters verblaßten, die doch zu ihrer Zeit die Dorfchronik
ausgiebig zu buchen hatte. Beſonders bei den Frauen ver

ſtand er es. Der ganzen Stufenleiter der Landbewohner auf
und ab brauchte er nur zu winken, und er ließ es nicht daran
fehlen. Blond oder braun, wenn ſie nur hübſch und anziehend
waren, wenn ſie flink wie die Meiſen, munter wie die Wach
teln waren, wenn ſie helle Augen, leuchtende Lippen, glänzende
Zähne hatten, dann waren ſie immer ſein Fall. Und er
ſchwang ſich von Blume zu Blume, ſaugte wie ein Schmetter-
v den Honig von allen Lippen, ohne ſich je dauernd zu

inden.
Dabei war er gewandt und raffiniert genug, ſich immer

gut aus dem Spiel zu ziehen und jede Verbindung rechtzeitig
wieder abzubrechen. Und überzeugte dann ſeine Partnerin
noch, daß ſie ſich eigentlich zu bedanken habe.

Es waren aber gerade dieſe Streiche, die dem alten
Schürzenjäger Roels das Herz mit Freude erfüllten, in
Erinnerung daran, wie er ſelbſt einſt ſo manche Blume von
den dornigen Zweigen der Liebe gepflückt, er, der ſich jetzt
an den verblühten Reizen irgendeiner Stallmagd genügen
laſſen mußte.

Ja, ja, ſein Sohn war offenbar ein ganzer Kerl. Dem
konnte keine wiederſtehen. Für ihn gab es kein Hindernis.
Und das ohne Ungeſchicklichkeit. Außer der einen mit dieſer
tugendhaften Maria Stols, die ſo einfältig war, ſich in den
Brunnen zu ſtürzen, bloß wegen der Ausſicht auf ein Kleines.
Dahin ſollte man es natürlich nicht kommen laſſen. Schon
wegen dem Geklatſche. Aber es iſt natürlich auch ſehr bequem,
auf einen Zettel zu ſchreiben, der und der ſei der Vater und
dann auf Nimmerwiederſehen zu verſchwinden. Nun, einmal
würde ſich ja Edgar auch zu ſeiner Zeit ſeine Hörner ablaufen.
Zu etwas iſt ſo ein Unglück immer gut. Jm übrigen hatte
das ſchöne Geſchlecht und die weibliche Jugend im allgemeinen
ſeinem Sohne gegenüber nicht ſoviel Skrupel bewieſen, daß
es einmal zu der Tragödie eines Selbſtmordes zu kommen
braucht. Gerade heute morgen hatte Vater Roels ſich bei dyr
Beerdigung des Notars, auf dem Friedhof wie in der Kirche
wieder einmal davon überzeugen können, daß ſein Sohn
einem Kreuzfeuer von mindeſtens einem Dutzend ſchöner Mäd
chenaugen ſtand hielt, die ihn förmlich verſchlangen. Viel
leicht war er ſogar nach dem Gottesdienſt der einen oder
andern nachgeſtrichen, weil ihre Augen ihn mehr r als
das Mittagsmahl, das jetzt Vater Roels in ſeinem nen
Eßzimmer allein zu verzehren begann.

Fortſetzung folgt.
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tion und des Haushaltsausſchuſſes begründet, ohne dabei weſent
lich neues zu bringen.

Genoſſe Em mer bedauerte, daß die Ferne nicht
ſchon früher gegeben worden ſind, und wies darauf hin, daß ent
gegen der bisherigen Anſicht vom Magiſtrat alſo in die Theater
verhältniſſe eingegriffen werden könne. Da aber von den Mit-
gliedern des Chors und Balletts gewünſcht worden iſt, daß die Zu-
lagen ſchon vom 1. September as gewährt, und daß Mann und
Frau bei gemeinſamer Tätigkeit 40 M. ſtatt 30 M., wie vorgeſehen,
erhalten ſollen, ſtellte Genoſſe Emmer entſprechende Anträge.
Weiterhin verlas er ein Schreiben des Chorſänger- und Ballett-
Verbandes, worin verſchiedene Angaben des Theaterdirektors, ſo
wie ſie von einem hieſigen Blatte wiedergegeben worden ſind,
berichtigt wurden.

Der Oberbürgermeiſter wies die Angaben jenes Ver-
bandes als unrichtig zurück und meinte, daß deſſen Mitglieder da
mit ihren Jntereſſen nicht gedient hätten.

Schließlich wurden die Anträge Emmer gegen die Stimmen
unſerer Genoſſen argelehnt und die Magiſtratsvorſchläge unver-
ändert angenommen.

Haushaltspläne. Der Magiſtrat legte den Haushaltsplan der
Hoſpitalverwaltung für 1918 vor, der in Einnahme und Ausgabe
mit 987 000 Mark abſchließt, ebenſo den der Aſſeſſor-Karl-Müller-
Stiftung, der in Einnahme und Ausgabe mit 9830 M. beträgt.
Beide wurden ohne Debatte genehmigt.

Annahme eines Legats. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, das von
dem verſtorbenen Fräulein Louiſe Leue der Stadtgemeinde Halle
teſtamentariſch ausgeſetzte Legat von 2000 M. gegen Uebernahme
der Verpflichtung zur Pflege der Gräber der Erblaſſerin, ihrer
Schweſter und ihres Schwagers bis zu den Jahren 1937 und 1620
anzunehmen. Die Verwendung der Reſtzinſen erfolgt zu wohl-
tätigen Zwecken durch den Vorſitzenden der Armen- Direktion nach
freiem Ermeſſen. Die Verſammlung trat dieſem Beſchluſſe bei.

Bebauungsfragen. Jm Jntereſſe der Bedauung an der Ecke
Liebenauer--Ladenbergſtraße beantragte der Magiſtrat eine Aende-
rung in der Abrundung des dort endenden Vorgartens, die gering-
fügig und ohne Bedenken iſt. Dieſem Antrag wurde beigetreten.

Die Entwicklung der Stadtgegend an der Vpelckeſtraße durch
den Gertraudenfriedhof und den Flugplatz ſowie der Ausbau des
Landrains laſſen die Verbreiterung der im Zuge der Zietenſtraße
und des Landrains liegenden Eiſenbahnüserführung notwendig er-
ſcheinen. Die mit dem Eiſenbahnfiskus geführten Verhandlungen
ſind bis zum Vertragsabſchlußz gediehen; da aber die Herſtellung
des Bauwerks wegen der Kriegsverhältniſſe zur Zeit ausgeſchloſſen
iſt und eine beſondere Doinglichkeit nach Anſicht des Magiſtrats
auch nicht vorliegt, ſollte von dem Vertragsabſchluß ſelbſt einſt-
weilen Abſtand genommen werden. Der Magiſtrat einpfah! aber,
ſchon mit Rückſicht auf etwange Bauten in der Nachbarſchaft, das
mit der Eiſenbahnverwaltung vereinbart Projekt fluch:linienplan-
mäßig feſtzulegen. Nach kürzerer Debatte wurde dementſvkechend
beſchloſſen, nachdem ein Antrag anf Vertagung abgelehnt worden
war.

Die Frau Joſepha Heſſe bat um Ermäßigung der Straßenaus-
baukoſten für das Haus Königſtraße 60. Das Geſuch wurde abge-
lehnt.

Jnterpellation. Eine Anzahl Staditverordneter hatte die An-
frage an den Magiſtrat gerichtet, ob er nicht den ſtädtiſchen Anze-
ſtellten und Arbeitern eine beſondere einmalige Zuwendung über
die bisherigen Teu rungszulagen hinaus machen wolle. Nach einer
kurzen Begründung durch den Stadtverordneten Balke erklärte
der Oberbürgermeiſter daſ) der Magiſtrat allem zuſtimme,
wies auf die ganzen bisherigen Zulegen in. dieſer Richtung hin,
bedauerte aber, jetzt in dieſer Form nicht darauf eingehen können.

Aus der Provinz.
Regierung und Landaufenthalt der Stadtkinder.

Ein Appell des Vereins „Stadtkinder aufs Land“ an die Re
giexung, angeſichts der noch andauernden Ernährungsſchwierigkeiten in
den Städten und Jnduſtriebezirken auch im neuen Jahre die Beſtrebun-
gen des Vereins zu unterſtützen, wurde von den Miniſterien des Jnnern,
des Kultus und der Landwirtſchaft zuſagend beantwortet. Dieſem Ant
wortserlaſſe waren Richtlinien beigegeben, deren eine wir nicht unwider

ſprochen laſſen können. Sie lautet: Im Hinblick auf die unverkenn
bare Notlage des Mittelſtandes wird der Unterbringung von Kindern
aus Mittel und höheren Schulen beſondere Beachtung geſchenkt.“ Das
iſt nichts weniger als ein plumper und aufreizender Verſuch, eine künſt
liche Stubenreinheit herbeizuführen, die Sommerfriſche wieder als Pri-
vileg „beſſerer“ Volksſchichten gelten zu laſſen, zuungunſten des Ar
beiterkindes, das mehr denn je ſich ſelbſt überlaſſen iſt, mehr denn je
unter den Mißſtänden der Lebensmittelverſorgung zu leiden hat. Die
Notlage des Mittelſtandes bleibt im Rahmen der allgemeinen Notlage

der breiten Volksſchichten. Einer gutverdienenden Minorität des Ar-
beiterſtandes ſteht eine gleiche des ſogenannten Mittelſtandes gegenüber.

Dieſe „Richtlinie“ trifft, da ja ſicher wieder nur ein Teil der bedürftigen
Kinder nach auswärts gebracht werden kann, mit voller Wucht die Kin
der der im Felde ſtehenden Arbeiter, deren Frauen nach Anſicht der
Regierung durch ihre Fabrikarbeit oder mit ihrer Unterſtützung über die
„Not des Mittelſtandes“ erhaben ſind.

Dieſer Verſuch entſpricht dem allgemeinen Zuge der inneren Politik,
ſich der Sentimentalität in ſozialen Fragen allmählich zu entäußern.
Eine Tendenz, die die Geduld der Arbeiter auf eine ſehr gewagte Probe
ſtellt.

Merſeburg. Zur Kohlen verſorgung gibt der Magiſtrat
folgendes bekannt: Der Magiſtrat hat Grund zu der Annahme, daß
ein großer Teil der Verbraucher ſeine Brennſtoffvorräte nicht in der
richtigen Weiſe einzuteilen weiß. Die gegenwärtig bewilligten Brenn-
ſtoffmengen müſſen unter allen Umſtänden bis zum 31. März 1918
ausreichen. Eine Nachbewilligung iſt ausgeſchloſſen, da die Stadt mit
den ihr vom Herrn Reichskommiſſar für Kohlenverteilung zugewieſenen
Heizmitteln auskommen muß. Auf dieſe Zuweiſungen werden auch alle
die Brennſtoffe angerechnet, die von den benachbarten Gruben fuhren-
weiſe eingeführt werden. Wer die ihm laut Bezugsſchein zugebilligten
Mengen noch nicht vollkommen hat, hat die Möglichkeit, ſich den noch
fehlenden Bedarf in einer der benachbarten Gruben zu hoken, auf die
vorher der Bezugsſchein in unſerer Kohlenverteilungsſtelle umgeſchrieben
werden müßte. Jn gleicher Weiſe ſoll denjenigen, die die gegenwärtig
beſtehende Möglichkeit des Brennſtoffbezugs mit Geſchirren benutzen
wollen, um ſich auch über den 31. März 1918 hinaus mit Kohlen zu ver

geſtattet werden gegen Bezugsſchein unſerer Kohlenverteilungs
ſtelle ihren Brennſtoffbedarf, höchſtens aber eine vorläufige Menge von
50 Ztr. (eine Fuhre) für jeden Haushalt zu beziehen. Dabei wird
ſelbſtrerſtändlich zur Bedingung gemacht, daß jeder, der ſich in dieſer
Weiſe über den 31, März hinaus eindeckt, auch die dadurch erlangten
Vorräte wirklich erſt nach dem 31. März 1918 in Angriff nimmt; denn
die 50 Ztr. müſſen ſpäter auf Zuweiſungen für die Zeit nach dem
31. März 1918 unbedingt angerechnet werden. Wer mehr Kohlen im
Vorrat hat als ihm durch unſere Kohlenverteilungsſtelle auf die Zeit
dis zum 31. März zugebilligt ſind, darf dieſe Mehrvorräte auf keinen
Fall vor Ablauf dieſer Zeit in Gebrauch nehmen, da ſie durch die Be
kanntmachung des Magiſtrats vom 28. November 1917 beſchlagnahmt
ſind. Die bei der Nachprüfung der Beſtände ſich herausſtellenden Zu
widerhandlungen werden ſtreng beſtraft werden.

Aus der Stadtverwaltung. Die Stadtgemeinde tritt
vom 1. April an der Ruhegehaltskaſſe der Kommu unſerer
Provinz bei und löſt ihre eigene Kaſſe von 22 250 M. auf. Sie hat eine

fortlaufende Zahlung von 5 Prozent der gezahlten Gehälter zu leiſten
und außerdem die bisher gewordenen Ruhegehälter in Höhe von
23 500 M. weiter zu zahlen.

Eine Resdiſion des Städtiſchen Elektrizitäts
werkes und ſeiner Zuleitungen läßt der vom 11. Jannar
an durch einen Sachverſtändigen des SächſiſchThüringiſchen Dampf-
keſſel-Reviſionsvereins zu Halle vornehmen. Der Magiſtrat begründet
ſeine Maßnahme damit, daß die umfangreichen Störungen in der Elek
trizitätsverſorgung der Stadt unbedingt eine Aenderung notwendig ma
chen. Wenn es auch nicht ermög laſſen werde, die Stbrungen
endgültig zu beſeitigen, weil die Zuführungsverhältniſſe der Ueberland-
enirale eigenartige ſind und innerhalb der Stadt kein Kabelnetz, ſondern

ein Dreileitungsnetz vorhanden iſt, ſo müſſe doch wenigſtens jetzt ſchleu
nigſt das Möglichſte getan werden, um die Störungen auf ein erträg
liches Maß zurückzuführen. Nach Friedensſchluß iſt eine grundlegende
Aenderung beabſichtigt.

Weißenfels. Auf der Spur. Wie bereits mitgeteilt, iſt
am Silveſtertag zwiſchen 4 und 5 Uhr nachmittags einem Mäd-
chen von 16 Jahren im hieſigen Poſtamt beim Einzahlen von Geld
ein Tauſendmarkſchein abhanden gekommen. Die Ermittlungen
haben nun ergeben, daß zu derſelben Zeit ein Mädchen von 15 bis

17 Jahren in einem Gold warengeſchäft in der Jüdenſtraße eine
Halskette mit Medaillon, angeblich für ihre Herrſchaft „Sprenger
oder Springer“, gekauft und mit einem Tauſendmarkſchein bezahlt
hat. Die Angaben des Mädchens haben ſich als unwahr heraus-
geſtellt, doch konnten deſſen Perſonalien noch nicht feſtgeſtellt werden.

Einbruchsdiebſt a l. Nachträglich erſt wird gemeldet,
daß während der Nacht zum 30. Dezember in die Bahnhofswirt-
ſchaft eingebrochen worden iſt, wobei ein Herrenpelgkragen (Skunks),
ein Paar Damenhalbſchuhe und eine Menge Zigarren und Ziga-
retten in die Hände fielen.

Naumburg. Schweinediebſtahl. Aus einem Gehöft in
der Köſener Straße iſt nachts ein Schwein geſtohlen worden. Das
Tier wurde im Stalle totgeſchlagen, aus dieſem herausgezogen, an
Ort und Stelle ausgenommen, durch das Gartengrundſtück nach den
Moritzwieſen geſchleift und dort wahrſcheinlich zerteilt und in
Säcke geſteckt, denn die Blutſpur war von da ab nicht mehr ſichtbar.

Zeitz. Auf Lebensmittelmarke 105 verteilt der Magi
ſtrat bezirksweiſe Waren, deren Menge jedoch nicht ausreicht, um die
ganze Stadt mit einemmal zu bedienen. Dieſe Marke iſt demzufolge bis
zur Einlöſung aufzubewahren. Er hat, durch Ausloſung beſtimmt, mit
Bezirk A begonnen und dort am Donnerstag je nach Vorrat entweder
75 Gramm Edamerkäſe, Preis 45 Pf., oder 75 Gramm Limburgerkäſe,
Preis 17 Pf., verteilt.

Petroleum-Sparlampen. Beim Magiſtrat iſt wieder
ein größerer Poſten Petroleum-Kriegsſparlampen eingetroffen. Sie
werden zum Preiſe von 10 Pf. das Stück im Rathaus, Zimmer 44,
ſolange der Vorrat reicht, abgegeben.

Die Verlängerung der Geſchäftszeit an den
Mittwochen ſoll nach einer amtlichen Auslaſſung nicht ſo freudig
begrüßt worden ſein, wie man erwartet hatte. So wird geltend gemacht,
daß nur die Lebensmittelgeſchäfte hiervon einen Vorteil haben, nicht
aber die anderen Geſchäfte, da der Mittwoch in Zeitz nicht als Ge
ſchäfts- oder Kauftag gelte. Der Hauptgeſchäftstag bleibe der Sonn
abend, da an dieſem Tage der Schluß der Fabriken ſchon zum großen
Teil am Mittage oder in den erſten Nachmittagsſtunden erfolgte, das
Publikum alſo Zeit habe, ſeine Bedürfniſſe zu decken. Infolgedeſſen hat
ſich vielfach die Anſicht Bahn gebrochen, daß der Geſchäſtswelt mehr
gedient wäre, wenn ihr geſtattet würde, am Sonnabend bis Schluß der
Geſchäftszeit die Schaufenſter zu beleuchten; dafür könnte am Mittwoch
die Geſchäftszeit bis 5 Uhr bleiben. Es wäre dringend zu wünſchen,
wenn ſich Kaufleute aller Geſchäſtszweige weiter zu dieſer Frage äußer
ten, damit der Magiſtrat genau über die Wünſche der Geſchäftsleute
unterrichtet würde.

Bitterfeld. Zur Milderung der Wohnungsnot wird
geplant, nach dem Kriege Wohnhäuſer mit Hilfe von gemeinnügtigen
Baugeſellſchaften preiswert und zweckmäßig herzuſtellen. Um Unter
lagen für den Bedarf an Wohnungen zu gewinnen, werden alle die
jenigen, die bisher keine Wohnung hier haben, aber eine ſolche nach dem
Kriege wünſchen, aufgefordert, dies beim Stadtbauamte mit näherer
Angabe der Größenverhältniſſe anzumelden.

Unſchuldig im Zuchthaus!
Faſt volle ſechs Jahre ſind es jetzt her, daß die Beſitzersfrau

Karoline Kiepe r aus Klein-Sibſau vom Schwurgericht in Graudenz

wegen Giftmordes an ihrem Ehemann zum Tode verurteilt
wurde. Die Geſchworenen hielten die Frau, die vom Tage ihrer Ver
häftung bis auf den heutigen Tag ihre Unſchuld an dem Tode ihres
Mannes beteuerte, des Mordes für ſchuldig, und nicht zuletzt auf Grund
des Gutachtens des Berliner Gerichtschemikers Dr. Jeſerich. Frau
Kieper wurde zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe begnadigt und ver
büßte ihre Strafe in den Zuchthäuſern in Fordon und Sagan. Der
Verteidiger der Verurteilten, Rechtsanwalt Dr. Cohnberg (Grau
denz), der gleich vielen anderen von der Uuſchuld der Frau überzeugt
war, blieb bemüht, eine Wiederaufnahme des Prozeſſes Kieper durch

zuführen; er ſtellte wiederholt allerdings ohne Erfolg Anträge auf
Wiederaufnahme des Verfahrens, indem er darauf hinwies, daß ſich der
angeblich Ermordete als Kurpfuſcher zur Linderung ſeiner Leiden Jahre
hindurch Arſenik ſelbſt zugeführt haben könnte, und daß ſein Tod nur
den Schlußakt dieſer mißbräuchlichen Arſenikzuführung darſtelle.

Der Verteidiger wußte eine Anzahl auf dem Gebiete der Giftkunde

berühmter Profeſſoren zu intereſſieren mit dem Erfolg, daß es faſt zur
Gewißheit wurde, daß Kieper nicht ermordet worden, daß er viel
mehr an den Folgen der jahrelangen Selb ſtzuführung des
Arſeniks geſtorben ſei. Die Leiche Kiepers iſt dann im Auguſt 1916
ausgegraben worden, und durch den Befund des Sachverſtändigen Dr.
Knoch ſind erhebliche Arſenſpuren in den Haaren und der Haut der

Leiche feſtgeſtellt worden. Auch ein Gutachten des Geheimen Medizinal
rats Dr. A. Heffter, Profeſſors an der Berliner Univerſität, kam
auf Grund jenes Befundes, unter Berückſichtigung der Menge und Ver
teilung des Arſens und vor allem auch der Krankheitserſcheinungen, die
ſchließlich zum Tode führten, zu der Ueberzeugung, daß Kieper an einer

chroniſchen Arſenvergiftung geſtorben iſt, die dadurch er
zeugt worden iſt, daß er lange Zeit zu Heilzwecken arſenikhaltige Arzneien

eingenommen hat. Auf einen neuen Wiederaufnahmeantrag hat jeßt,
wie bereits mitgeteilt, die Graudenzer Strafkammer die Wiederauf
nahme des Verfahrens und auch die Unterbrechung der
Strafvollſtreckung angeordnet. Jn der Begründung des Be
ſchluſſes heißt es, daß die neue Beweisaufnahme, insbeſondere die Unter

ſuchung der Leichenteile Wilhelm Kiepers durch die Sachverſtändigen
Dr. Knoch und Profeſſor Heffter in Verbindung mit den früher er
hobenen Beweiſen geeignet ſei, die Freiſprechung der Frau
zu begründen. Frau Kieper, die naturgemäß durch den ſechs
jährigen Aufenthalt im Zuchthaus außerordentlich an ihrer Geſundheit
gelitten hat, und der jetzt nun wieder die Freiheit gegeben worden iſt,
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Surkuiche Apneiangng gegen da

a 14. Dezember waren auf Grund eines einſtimmig
gefaßten Beſchluſſes der Finanzkommiſſion des Meininger
Landtages ſieben Abgeordnete, darunter auch zwei Partei
genoſſen, beim Herzog von Sachft enMeiningen in Audtenz erſchienen, um dieſem einen ſchon früher vom Landtag geäußer-
ten Wunſch auf Beſteuerungdes herzoglichen Do
mäneneinkommens zu wiederholen, da infolge des
Krieges die herzoglichen Einnahmen aus den Domänen rapid
geſtiegen ſind. Herzog ſagte eine ſpätere zu.
Jn der Landtagsſitzung am Dienstag verlas der Präſident
nun die Antwort. Der Herzog lehnt es in unzweideutiger
Weiſe ab, in eine W des herzoglichen Domäneneinkommens zu willigen. Der Landtag wird ſich nun
wahrſcheinlich in einer der nächſten Sitzungen mit dieſer Ant
wort näher befaſſen und ſeine der Steuerablehnung entgegen-
geſetzte Anſicht zum Ausdruck bringen.

Erfahrungen mit der Ledigenſteuer.
Bürgermeiſter Dr. Siebliſt, der für die Stadt Oſchatz die

Ledigenſteuer eingeführt Hhat, teilt in den Leipziger Neueſten Nachrichten ſeine Erfehrungen darüber mit. Bei der Oſchatzer e

ſteuer, die männliche und weibliche Perſonen trifft, find nach Mög-
lichkeit alle Härten vermieden worden. Es ſind diejenigen Ledigen
ausgeſchaltet worden, die 1. nur ein geringes Einkommen (unter
1800 M., verwitwete und geſchiedene unter 6800 M.) haben, oder
23. die ähnliche Unterhaltungspflichten gegen Verwandte wie ein
Verheirateter zu tragen haben (Ledige unter 4000 M. Einkommen,
die mehr als 10 Prozent desſelben, und Verwitwete und Geſchiedene
über 6800 M. Einkommen, die davon mehr als 20 Prozent für Un-
terhalt ger aufwenden müſſen), oder ſchließlich 3. die, bis
ſie durch Tod oder eidung ledig wurden, lange Jahre (bis r
55. Lebensjcohre) als Verheiratete die Laſten ſolcher getragen haben.
Dieſe Einſchränkungen haben fich nach dieſer Darſtellung in zwei
jähriger Praxis die Ledigenſteuer iſt ſeit 1. Januar 1916 in
Kraft als vollſtändig ausreichend erwieſen. Jn ihrer Höhe wird
die Ledigenſteuer meiſt überſchätzt. Nach den Oſchatzer Beſtim
mungen und unter Zugrundelegung einer bisher als nornfäl ange
nommenen ſtädtiſchen Einkommenſteuer (einſchließlich Schul- und
Kirchenſteuer) von 175 Prozent der Staatseinkommenſteuer hätten
g. B. jährlich als t nur zu bezahlen Ledige mit
einem Einkommen von 2000 M. b Prozent der Staatsſteuer;
4000 M. 10 Prozent der Staatsſteuer; 6400 M. 15 Prozent
der Staatsſteuer; 10 000 M. 20 Prozent der Staatsſteuer;
15 000 M. 25 Prozent der Staatsſteuer. Auch dieſe Abſtufung der
Steuerhöhe ſoll ſich in Oſchatz durchaus bewährt haben. Auch iſt in
Oſchatz kein Fall bekanntgeworden, daß vermögende ledige Perſonen
der Sonderbeſteuerung wegen abgewandert wären.

Dieſer Ledigenſteuer liegt ein geſunder Gedanke ſozialen Aus
gleiches zugrunde. Es kann keinem Zweifel ünterliegen, daß ein
beſtimmtes Einkommen eine recht verſchiedene Bedeutung haben
kann, je nachdem der Einkommenbezieher ledig oder verheiratet, ein
oder mehrere Kinder hat. Der Kinderparagraph im ſächſiſchen Ein
kommenſteuergeſetz beruht auf demſelben Gedanken, wie die Ledigen
ſteuer. Bei einer Staatsſteuerreform muß deshalb auf dieſe Ver
hältniſſe Rückſicht genommen werden.

wird ſich bereits demnächſt vor einem neuen Schwurgericht unter der
Anklage des Gattenmordes zu verantworten haben.
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Kleines Feuilleton
Der SEinzelne und die zielbewußte Gemeinſchaft.

Ein weites großes Land war nur von einem einzigen Fluß durch
ſtrömt; es war daher dürr und unfruchtbar und nur die Bewohner
der Ufer waren wohlhabend. fDi eandern mußten das Waſſer in großen
Kübeln vom Fluß zu ihren Gärten tragen. Jn Mühſal und in endloſen
Saſengeelen verzehrten ſie ihre beſten Kräfte und hatten ein elendes

aſein. vZuerſt, in ewig langen Zeiten, waren ſie zu ſtumpf und zu gedankenlos, um ihr Unglück zu bemerken oder ſich darüber zu bellagen;

ſie lebten in den Tag hinein wie die Tiere.
Als ſie aus ihrer Dummheit erwachten und ſehend wurden und

verzweifeln wollten, traten Prieſter auf und tröſteten ſie mit der
eccg net euer Leid auf Erden; nach dem Tode werdet ihr

g ein.Jahrhunderte J lt dieſer Troſt. Dann verblaßte er und es
kam die Lehre auf: Beklage dich über nichts, füge dich in die Welt,
denn alles iſt göttlich.

Andere Philoſophen arme Teufel aber lehrten: Sei bedürf
nislos, dann brauchſt du ſtatt vielen Malen nur zwei- oder dreimal zum
Fluß zu gehen.
Ihrer Lehre gerade entgegengeſetzt forderten einige, die am frucht

baren Ufer angeſeſſen waren, zum Genuſſe auf: Genieße eben, ſoviel
du kannſt, ſagten ſie.

Doch dieſen widerſprach eine andere Sekte: Sei ſtolz und gehe
erhobenen Hauptes durch das Leben; nichts kann deine Gemütsruhe
erſchüttern, wenn du weiſe biſt.

Dann tauchte eine Religion auf, die dem Elend des Daſeins un
verwandt ins Auge ſchaute. Das Leben iſt ein unverbeſſerliches Jam
e lehrte ſie. Trachte nach dem Nichtſein; am beſten iſt, geſtorben
zu ſein.

Schließlich erſchienen zornwütige Philofophen, die den Kampf
predigten: Streiteti miteinander auf Leben und Tod, wie es die Tiere

tun, W S en. 2 Plätze am Ufer erhalten,
und die werde gehen.So vergingen Jahrhunderte, Jahrtauſende. Das Land blieb im
alten Elend. Aber alle jene Lebensweisheiten und Philoſovhien waren
nutzlos geweſen, weil ſie ſich ſtatt an die allmächtige Geſellſchaft an den
ohnmächtigen Einzelmen gewendei hatten. Endlich brach ſich die
Einſicht Bahn, daß die Kraft in dem Zuſammenwirken liege. Und
nun vereinigten ſich alle zu einer großen Organiſation. Sie zogen ein
Netz von Kanälen durch das ganze Land, und die Wüſte ward zum
Garten.

Müller-Lyer.
Aus „der Sinn des Lebens und die Wiſſenſchaft.

Das Johannesbrok. Mit Ausnahme der Getreidearten können nur
wenige Gewächſe auf ein ſo hohes Alter ihrer Benutzung durch den
Menſchen verweiſen, als das Johannesbrot. Wenigſtens nimmt es in
den älteſten Schriften und Sagen eine ganz beſondere Stellung ein,
vornehmlich bei den Völkern des näheren Orients, da dort die Heimat
des Johannesbrotbaums zu ſuchen iſt. Wicht nur Johannes der Täufer
ſoll ſich in der Wüſte von dieſem Brot genährt haben, ſondern auch ber
verlorene Sohn, und ebenſo wird dem alten Pythagoras und den alten
Indern eine Bekanntſchaft mit dieſer Frucht und eine Vorliebe für ſie
zugeſchrieben. Jm Frieden kam das Johannesbrot auch bei uns reichlich
in den Handel und wurde namentlich von Kindern gern genaſcht
es in Kleinaſien und in Paleſting wächſt iſt es auch ſetzt nicht um
erreichbar, doch hat es ſeine ſtärkſten Anpflanzungen in Aegypten und
auf der Jnfel Cypern. Die Pflanze iſt ein Baum von ſtattlicher Höhe
bis zu 10 Metern und gehört zu der großen Familie der Leouminoſen.
alſo zu der Sippe der Erbſen, Bohnen. Wicken uſw. Der Nährwert iſt
beſonders wegen des hohen Zuckergehalts recht beträchtlich. und auf
Cypern wird daraus der ſogenannte Kofſtanhonig bereitet, in anderen
Ländern ein Schnaps, in Spanien ein Kaffeezuſaß, während die nach
nördlicheren Gegenden eingeführten größeren Mengen meiſt zum Füt
tern und Mäſten von Schlachttieren benußt werden. Für ſpätere Zeiten
ſollte man ſich den Johannesbrotbaum zur Anpflanzung auch in ande
ren warmen Ländern, beſonders in einzelnen unſerer Schußgebiete,
wohl merken, da die Früch ain ſo vielſeitige und nüßliche Verwendung
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